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Stadtrat von Thun - Sitzung vom 11. Juni 2026

Die Stadtratspräsidentin begrüsst zur Sitzung. Besonders begrüsst sie die neuen Ratsmitglieder Melissa

Gugger, Astrick Reist und Flurin Gächter. Sie wünscht ihnenviel Erfolg, spannendeEinblicke und interes-

sante Begegnungenin ihrer neuen Funktion. Ebenfalls begrüsst sie die anwesenden Vertreterinnen und

Vertreter des FC Lerchenfeld. Sie dankt ihnen für den fulminanten Empfang und ihr Engagement.Ein be-

sonderer Grussins Publikum gilt ihrem zehnjährigen Neffen Julian. Sie lobt die Ratsmitgliederfür die effi-

ziente Sitzungsführung an den vergangenenSitzungen und hofft, dass dies auch künftig so bleibt. Die

Traktandenliste ist umfangreich und keine Doppelsitzung angedacht. Abschliessendliest sie die Dankes-

karte vom ehemaligen Stadtpräsidenten Raphael Lanzvor.

Die Stadtratspräsidentin informiert, dass das Traktandum 6 wegen des anwesenden Besuchs vorgezogen

und neu als Traktandum 3 behandelt wird.

Der Rat genehmigt die Traktandenliste stillschweigend.

Protokoll

GenehmigungdesProtokolls der Sitzung vom 30. April 2026.

Stadtratsbeschluss

Der Rat genehmigt das Protokoll vom 30. April 2026 stillschweigend.

Sachkommission Finanzen Ressourcen Umwelt

Ersatzwahl für Thomas Lanz (Grüne), Malenka Schmutz (Grüne) undAlois Studerus(Die Mitte) und Wahl

neues Vizepräsidium.

Der Rat genehmigtstillschweigend folgenden

Stadtratsbeschluss

Der Stadtrat von Thun, gestützt auf Art. 37 Buchstabe b Stadtverfassung,beschliesst:

1. In die Ssachkommission Finanzen Ressourcen Umwelt werdenals Mitglieder per sofort gewählt:

1.1. anstelle von Thomas Lanz (Grüne):Flurin Gächter (Grüne)

1.2. anstelle von Malenka Schmutz (Grüne): Melissa Gugger (Grüne)

1.3. anstelle von Alois Studerus (Die Mitte): Astrick Reist (ohne Parteizugehörigkeit)

2. Als Vizepräsident wird anstelle von Malenka Schmutz (Grüne) per sofort gewählt: Flurin Gächter

(Grüne).

Genossenschaft Sportanlagen Waldeck

Gewährungeines zinslosen Darlehens in der Höhe vondrei Millionen Franken an die Genossenschaft

Sportanlagen Waldeck für die Sanierung und Erweiterung der bestehendenInfrastruktur- und Tribü-

nenbaute

Peter Aegerter (SVP) gibt eine persönliche Erklärungab. Er hält fest, dass er das vorliegende Gesuch der

Genossenschaft Waldeck mitunterzeichnet hat. Da er das Geschäft nicht gleichzeitig mitunterzeichnen

und darüber befinden kann, wird er für die Behandlung dieses Traktandumsin den Ausstand treten und

in den Zuschauerraum wechseln.
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Vizestadtpräsidentin Katharina Ali-Oesch richtet eine herzliche Begrüssungan die eindrückliche Delega-

tion aus dem Lerchenfeld mit Vertreterinnen und Vertretern der Genossenschaft sowie des FC Lerchen-

feld. Den Empfang bezeichnetsie als beinahe historisch. Sie hält fest, dass es sich um ein Geschäft mit

langem Planungsvorlauf sowie grossem öffentlichem Interesse handelt. Die Genossenschaft stellt die An-

lage dem FC Lerchenfeld zur Verfügung, einem der grössten Vereine der Region. Das Projekt 2030 wurde

über längere Zeit sorgfältig vorbereitet. Es verfolgt nicht nur das Ziel, den Fussballbetrieb langfristig zu

ermöglichen, sondern legt auch grossen Wert auf Nachhaltigkeit, einen schonenden Umgangmit beste-

henden Ressourcen,die Kreislaufwirtschaft und eine sorgfältige Projektplanung. Wird das Projekt wie vor-

gesehen umgesetzt, dient die Anlage nicht nur dem Fussball, sondern dem gesamten Quartier. Die Sport-

anlage wertet das Quartier auf und schafft einen attraktiven Begegnungsort. Dadurch wird das Quartier

zusätzlich belebt. Die Investitionskosten belaufensich auf rund 6,85 Mio. Franken. Sie verweist auf Paral-

lelen zum Geschäft der regionalen Ballsporthalle, welches der Stadtrat im vergangenen Septemberbe-

handelt hat. Auch dort ging es um die Unterstützung der Stadt in Form eines zinslosen Darlehens. Im

Unterschied zum Geschäft Ballsporthalle besteht die Sportanlage Waldeck bereits heute, befindet sich

jedoch in einem Zustand, der eine Sanierung notwendig macht. Sie würdigt die seriöse Arbeit der Verant-

wortlichen sowie die gute Zusammenarbeit mit der Genossenschaft als verlässliche Vertragspartnerin.

Aus diesem Grund liegt dem Stadtrat der Antrag für ein zinsloses Darlehen vor. Mit diesem Geschäft wird

in die Genossenschaft, den FC Lerchenfeld, das Quartier und damit in eine attraktive Stadt Thun investiert.

Die Hauptverantwortungfür die Umsetzungliegt bei der Genossenschaft und dem FC Lerchenfeld. Diese

engagieren sich, suchendie Finanzierung undleisten insbesonderefür die Kinder- und Jugendsportförde-

rung wertvolle Arbeit. Ihr Engagementist entscheidendfür das Gelingen der Sanierung.

No&miPorfido, SAKO BiSK,hält fest, dass in der Kommission insbesondere Fragen zur Finanzierung, zur

Gleichbehandlung gegenüberanderen Vereinen sowie zur langfristigen Perspektive des Projekts gestellt

wurden. Diese konntenausSicht der Kommission sehr gut beantwortet werden. Das Projekt wurde nach-

vollziehbar und umfassend vorgestellt. Die Kommission anerkennt die Bedeutung der Sportanlage Wal-

deck für den FC Lerchenfeld, das Quartier und die Stadt Thun und beurteilt das Vorhabenals wichtig. Sie

haben dem Geschäft einstimmig zugestimmt.

No&mi Porfido, Fraktion Grüne, unterstützen das Darlehen ebenfalls einstimmig. Der FC Lerchenfeld ist

ein wichtiger Bestandteil des gesellschaftlichen Lebens in Thun. Sportvereine schaffen Begegnung,för-

dern die Integration und stärken den Zusammenhalt in den Quartieren. Sie hebt hervor, dass das Projekt

auch aus Sicht der Nachhaltigkeit überzeugt. Mit dem Fokus auf die Wiederverwendung von Bauteilen

und Ressourcenschonungzeigt das Potenzial des Projekts auf, zu einem Thuner Vorbild für die Kreislauf-

wirtschaft zu werden. Zudem vertrauensie darauf, dass der notwendige Baurechtsvertrag rechtzeitig vor-

liegen wird.

Die Stadtratspräsidentin gibt folgendes bekannt: Neu gibt es die Fraktion FDP plus. Diese Fraktion besteht

aus den drei FDP-Stadtratsmitgliedern und dem neuen Ratsmitglied Astrick Reist (ohne Parteizugehörig-

keit).

Reto Beutler, Fraktion FDP plus, geht es heute nicht nur um das Bauprojekt, sondern vielmehr um die

Frage, welcher Stellenwert dem Vereinslebens, dem Breitensport und demgesellschaftlichen Zusammen-

halt in der Stadt Thun beigemessen wird. Der FC Lerchenfeld ist einer der grössten Fussballvereine von

Thun. Besonders hebt er die Nachwuchsarbeit hervor. Hunderte Kinder und Jugendliche verbringen ihre

Freizeit auf der Sportanlage Waldeck. Dort werden nicht nur sportliche Fähigkeiten vermittelt, sondern

auch Werte wie Teamgeist, gegenseitiger Respekt und Verantwortungsbewusstsein gefördert. Der Verein

ist mit über 500 Juniorinnen und Junioren aus 34 Gemeinden und unterschiedlicher Nationalitäten weit

mehr als ein Quartierverein. Er leistet täglich einen wichtigen Beitrag zur Gesundheitsförderung, Jugend-

arbeit und dem gesellschaftlichen Miteinander in der Region. Sie anerkennen dengrossen Einsatz der

Genossenschaft Sportanlage Waldeck und den zahlreichen Freiwilligen. Dass das Projekt überhaupt reali-

siert werdenkann,basiert auf Eigeninitiative, Vereinsarbeit, persönlichem Engagement und Sponsoring.
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Dieses Zusammenspiel von privatem Engagementundöffentlicher Unterstützung entspricht ihrem Ver-

ständnis von Sportförderung. Die bestehendeInfrastruktur genügt den heutigen Anforderungen weder

funktional noch energetisch. Das vorliegende Projekt überzeugt mit einer kompakten und nachhaltigen

Bauweise, der Wiederverwendungvon Materialien und einer klaren Ausrichtung auf den Breitensport. Es

entsteht eine zweckmässige Anlage und kein Luxusprojekt. Auch die finanzielle Seite wurdesorgfältig ge-

prüft. Das zinslose Darlehen vondrei Millionen Franken übereine Laufzeit von 40 Jahren stellt eine we-

sentliche Unterstützung der Stadt Thun dar. Entscheidendist für ihre Fraktion, dass das Geschäft finanziell

abgesichertist. Die vorliegenden Informationen sprechendafür, dass die Finanzierung auf einer tragfähi-

gen Grundlagebasiert, das Baurecht langfristig gesichert werden kann und die Annahmenzu Sponsoring

und Betriebsbeiträgenrealistisch sind. Es ist davon auszugehen, dass die Zurückzahlung unddas Control-

ling klar geregelt sind. Die finanzielle Sicherheit und Transparenz müssen gewährleistet sein. Positiv be-

wertet sie zudem, dass keine zusätzliche städtische Beteiligung an zukünftigen Betriebs- und Unterhalts-

kosten vorgesehen ist. Die heutige Infrastruktur stammt weitgehend aus den 1970er- und 1980er-Jahren.

OhneInvestitionen müssten Angebote reduziert und Mannschaften abgebaut werden.Ihre Fraktion sieht

im beantragten Darleheneine Investition in Eigenverantwortung, Jugendarbeit und Standortqualität. Sie

stimmt dem Geschäft einstimmig zu.

Nina Siegenthaler, SP-Fraktion, äussert, dass mit der Sanierung und Erweiterungder Sportanlage Waldeck

der Breitensport, die Jugendförderung, die Quartierentwicklung und der gesellschaftliche Zusammenhalt

gestärkt werden. Besonders begrüsst sie, dass bei der Projektierung ein schonender Umgangmit beste-

henden Ressourcen unddie Prinzipien der Kreislaufwirtschaft berücksichtigt werden. Auch die barriere-

freie Zugänglichkeit der Anlagestellt einen wichtigen positiven Aspekt dar. Die Fraktion würdigt den gros-

sen Einsatz der zahlreichen Freiwilligen sowie das Herzblut, die in diesem Projekt stecken. Zudem hältsie

fest, dass das Darlehenandie Stadt längerfristig zurückbezahlt wird. Die Stadt übernimmt wederBetriebs-

defizite noch zukünftige Unterhaltskosten. Der Zinsverzicht kommt einer Genossenschaft mit öffentli-

chem Nutzen zugute und unterstützt damit ein Projekt mit breiter gesellschaftlicher Wirkung. Die Fraktion

stimmt dem Geschäft einstimmig zu.

Alex Reymondin, SVP-Fraktion, nimmt die zahlreichen Gäste im Ratssaal wohlwollend zur Kenntnis. Auf

den erstenBlick handelt es sich um ein Finanzgeschäft. Tatsächlich geht es aber um die Infrastruktur eines

der engagiertesten Sportvereine der Stadt. Der FC Lerchenfeld ist ein Motor desBreitensports, ein Ort der

Integration undein sozialer Anker im Quartier und weiter darüber hinaus unterwegs. Der Verein bietet

36 Teamsein Zuhause, darunter allein 28 Juniorenteams sowie einem Kids Club mit über 40 Kindern. Er

zählt über 900 Mitglieder, wovon 700 Aktivmitglieder sind. Diese Dimensionen sind für Thun ausserge-

wöhnlich. Um dem Verein auch künftig angemessene Rahmenbedingungenbieten zu können, braucht es

Investitionen. Die Anlagen wurden über Jahrzehnte intensiv genutzt und stossen heute an ihre Grenzen.

Sie befinden sich in einem mangelhaften baulichen Zustand und weisen einen hohenEnergieverbrauch

auf. Es fehlt an Platz, an funktionalem Raum und zeitgemässer Infrastruktur. Er würdigt die Genossen-

schaft, welche die Anlageseit Jahren sorgfältig und verantwortungsvoll führt und dabei einen grossen

finanziellen Eigenbeitrag leistet. Mit der Vision 2030 planen die Genossenschaft und der FC Lerchenfeld

ein neues nachhaltiges und multifunktionales Stadiongebäude.Er zählt die geplanten Vorhabenauf. Be-

stehende Materialien werden soweit möglich wiederverwendet. Die Gesamtkosten von 6,85 Mio. Franken

bezeichnet er als beachtlich. Umso mehr beeindruckt ihn, mit welchem Einsatz die Verantwortlichen die

Finanzierung sicherstellen. Vorgesehensind erhebliche Eigenmittel, freiwillige Arbeit, Unterstützungsbei-

träge verschiedenster Stellen, ein Hypothekarkredit sowie das beantragte zinslose Darlehen. Der vorlie-

gende Finanzplan ist professionell und realistisch. Er zeigt die vorgesehene Amortisation des Fremdkapi-

tals. Ein wichtiger Faktor bleibt die Umwandlungdes bestehendenVertragsverhältnisses mit armasuisse

in ein selbstständiges Baurecht. Dazu findet ein regelmässiger und konstruktiver Austauschstatt. Gemein-

sam wurde entschieden, dass die Anlage grundlegend erneuert werden muss. Den FC Lerchenfeld und

seine Infrastruktur kennt er seit Jahrzehnten.Die Breite und Qualität des Vereinsangebots entstehennicht

zufällig, sondern dankdes Einsatzes zahlreicher Freiwilliger. Dieses Engagementverdient grössten Res-

pekt und eine Infrastruktur, die diesem Einsatz gerecht wird. Die heutige Anlage ist vollständig
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ausgelastet. Ein effizienter und zukunftsfähiger Betrieb ist ohne Erneuerungnicht mehr möglich. Die In-

vestition ist aus seiner Sicht notwendig, angemessen und zukunftsgerichtet. Er bittet den Stadtrat um

Zustimmung.Seine Fraktion wird das Geschäft einstimmig unterstützen.

Mirjam Waber, Fraktion GLP/EVP/EDU/Die Mitte, äussert, dass bereits viel gesagt wurde. Es handelt sich

um ein kostspieliges, aber auch sehr mutiges Projekt. Der Fraktion ist bewusst, dass viele Fussballvereine

heute vor grossen Herausforderungenstehen und teilweise um ihre Zukunft kämpfen müssen. Zu Beginn

stellte sich für sie die Frage, ob das Projekt nicht zu ambitioniert ist. Nach der vertieften Auseinanderset-

zung mit den Unterlagen und den Zahlen kam sie jedoch zum Schluss, dass insbesonderedie Gastronomie

einen wichtigen Beitrag zur Finanzierung von Rückzahlungenleisten wird. Gleichzeitig entsteht damit ein

Begegnungsort für alle und ein Vereinszentrum, das weit über den Spielbetrieb hinaus genutzt werden

kann. Der FC Lerchenfeld spielt unter anderem in der 3. Liga und bringt somit auch Spitzensportler hervor.

Menschenunterschiedlicher Herkunft, verschiedener Generationen und sozialer Schichtenfinden im Ver-

ein zusammen.Kinder, Jugendliche und Erwachseneerhalten die Möglichkeit, sich sportlich und persön-

lich weiterzuentwickeln sowie positive Erfahrungen im Team zu sammeln.Sie ist überzeugt, dass der Ver-

ein auch in den kommendenJahren die notwendige Unterstützung durch Sponsoren und sein Umfeld

mobilisieren und damit die finanzielle Basis für das Projekt sichern kann. Wichtig ist ihr aber auch die

Frage der Gleichbehandlung.Sie weiss nicht, ob alle Vereine ausreichend darüber informiert sind, welche

Unterstützungsmöglichkeiten bestehen und welche Ansprüchegeltend gemacht werden können. Sie er-

wartet deshalb, dass der Gemeinderat allen Vereinen die Möglichkeit bietet, mit ihren Anliegen auf die

Stadt zuzugehen. Abschliessend danktsie den vielen ehrenamtlichen Mitarbeitern des FC Lerchenfeld und

der Genossenschaft für ihren grossen Einsatz. Die Fraktion wird dem Kredit zustimmen.

Vizestadtpräsidentin Katharina Ali-Oesch dankt dem Stadtrat für die positive Aufnahmedes Geschäfts.

Sie hält fest, dass für den Abschluss des Darlehensvertrags klare Voraussetzungen erfüllt sein müssen.

Insbesonderesetzensie voraus, dass die Finanzierung der Eigenmittel durch die Genossenschaft sicher-

gestellt ist, bevor der Vertrag unterzeichnet wird. Ebensoist die Verlängerung des Baurechts eine zwin-

gende Voraussetzung.Sie ist überzeugt, dass diese Voraussetzungen wie geplant erfüllt werden. Gleich-

zeitig weist sie darauf hin, dass die Stadt ein grosses Interesse daran hat, das Risiko für die öffentlichen

Mittel möglichst gering zuhalten. Zur Frage der Sicherheit des städtischen Geldeshältsie fest, dass dem

Risiko ein erheblicher Gegenwert gegenübersteht. Das öffentliche Interesse wird mit diesem Projekt klar

bedient. Darüber hinausleistet die Anlage einen wichtigen Beitrag zu einer attraktiven lebendigenStadt,

zur Sportförderung und zum gesellschaftlichen Zusammenhalt. Dieser Nutzenist aus ihrer Sicht deutlich

grösser als das eingegangeneRisiko. Sie freut sich, dass die Stadt mit diesem Darlehen einenBeitrag zur

Umsetzung desProjekts leisten kann. Die eigentliche Herkulesaufgabeliegt jedoch bei der Genossenschaft

und dem FC Lerchenfeld. Abschliessend wünschtsie allen Beteiligten viel Erfolg auf dem Weg zur Vision

2030. Die positive Aufnahmedes Geschäfts sowie die geäusserte Wertschätzung sollen dem Verein und

der Genossenschaft zusätzlichen Rückenwind geben.

Der Rat genehmigt mit 36 : O0 Stimmenfolgenden:

Stadtratsbeschluss

Der Stadtrat von Thun, gestützt auf Artikel 40 litera e Stadtverfassung und nach Kenntnisnahme vom ge-

meinderätlichen Bericht vom 13. Mai 2026, beschliesst:

1. Genehmigungeines zinslosen Darlehens in der Höhe vondrei Millionen Franken (Verpflichtungs-

kredit-Nr. 3412.5460.004, Bilanzkonto 14460.07.01) an die Genossenschaft Sportanlagen Waldeck.

Das Darlehenist ab Jahr elf seit der Gewährungin jährlichen Tranchen von 100'000 Franken rück

zahlbar.

2. Die Auszahlung des Darlehens erfolgt unter Vorbehalt des Nachweises der für die Realisierung des

Projekts notwendigenEigenmittel der Genossenschaft Sportanlagen Waldeck.

3. Eine Beteiligung an den Betriebs- und Unterhaltskosten wird ausgeschlossen.
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4. Der Gemeinderat wird mit der Ausführung dieses Beschlusses beauftragt.

Aus dem Publikum ertöntein lautes Danke gefolgt von Applaus.

JahresrechnungundJahresbericht 2025

Genehmigung

Gemeinderätin Andrea de Meuronfreut sich, die Rechnung 2025 präsentieren zu dürfen. Es handelt sich

um eine besondere Rechnung,da sie erstmals auf der tieferen Steueranlage von 1.66 basiert. Entspre-

chend steht im Zentrum die Frage, wie sich diese Prognose in Form des Budgets bewährt. Die Rechnung

schliesst mit einer schwarzen Null ab, was sehr erfreulich ist. Für den Gesamthaushalt resultiert ein Er-

tragsüberschuss von 0.5 Mio. Franken. Im Vergleich zum Budget, das einen Überschuss von 0.4 Mio. Fran-

ken vorsah, ergibt sich eine sehr genaue Zielerreichung. Zu berücksichtigen ist, dass 6.35 Mio. Frankenin

den baulichen Unterhalt eingelegt wurden. Trotz dieser Einlage hat sich der Bestand der Spezialfinanzie-

rungenbaulicher Unterhalt von 50 Mio. auf 44 Mio. Franken reduziert. Gleichzeitig wurden wenigerIn-

vestitionen umgesetztals geplant; insgesamt 17.6 Mio. Franken. Positiv hebt sie die deutlich verbesserte

Selbstfinanzierung hervor. 6.6 Mio. Franken wurdeneffektiv selbst erwirtschaftet. Budgetiert waren 0.6

Mio. Franken. Dadurch verbessert sich die Finanzierungssituation spürbar. Der Finanzierungsfehlbetrag

liegt nicht bei den erwarteten 22 Mio. Franken, sondern bei rund 11 Mio. Franken. Insgesamt ergibt sich

trotz der gesenkten Steueranlageein sehr solider Abschluss. Die Stadt Thunpräsentiert sich weiterhin in

einer stabilen und belastbaren finanziellen Lage. Die Ausgabendisziplin wird eingehalten, der Sachauf-

wandliegttiefer als budgetiert. Auch beim Personalaufwandzeigtsich eineleichte Entlastung, was sie mit

einem gewissen Vorbehalt erwähnt, da einzelne Stellen teilweise nicht besetzt werden konnten. Die be-

einflussbaren Ausgaben habensie im Griff. Die Steuererträge fallen stabil aus und liegen leicht über den

Erwartungen. Das Ergebnisist das Resultat einer konsequentenSteuerung.Erfreulich ist die stabile Basis

bei den Steuereinnahmen. Diesist keinesfalls in allen GemeindenderFall. Rund 75 Prozent der Steuer-

einnahmen stammen von natürlichen Personen, während aperiodische Steuern weiterhin schwer planbar

bleiben. Positiv bewertet sie auch die solide Vermögenssituation der Stadt, die jedoch in den kommenden

Jahren im Zusammenhang mit grosszyklischen Sanierungen und Investitionen in Liegenschaften und

Schulhäusern stärker unter Druck geraten wird. Der positive Trend der vergangenenJahre wurde im 2025

zwar gebremst, aber nicht gebrochen. Der mittelfristige finanzielle Druck bleibt bestehen, auch im Zusam-

menhang mit dem kantonalen Steuertarif, der sich direkt auf die EinnahmenderStadt auswirkt. Gleich-

zeitig stehen steigende Ausgaben an, unter anderem aufgrund der demografischen Entwicklung sowie

beschlossener Projekte. Dadurch wird die Verschuldung voraussichtlich zunehmen. Umsowichtigerbleibt

ein strukturierter Finanzprozess, der konsequent weitergeführt wird. Dazu wird sie im entsprechenden

Geschäft noch etwas sagen. Sie blickt gespannt auf die Diskussion im Rat.

Martin Allemann, Präsident BRK, äussert, dass die Sitzung unspektakulär verlaufen ist. Einzelne Fragen zu

den Produktegruppen wurden gestellt und beantwortet. Bezüglich Kosten-Nutzen-Verhältnis regt die

Kommission dazu an, dass der Gemeinderat die Personalsituation gesamtheitlich über die gesamte Stadt

betrachten sollte, um Über- und Unterbeständebesserausgleichen zu können. Gemeinderätin Andrea De

Meuron hat erklärt, dass der Gemeinderatbereits daran arbeitet und entsprechende Massnahmen über-

prüft und in Angriff nimmt. Die ausserplanmässigen Abschreibungen von 661'000 Franken für die Stras-

senverkehrsmaschine Sweeper haben ebenfalls Fragen ausgelöst. Gemeinderat Reto Schertenleib hatin-

formiert, dass die Beschaffung aus einer früheren Amtsperiode stammt. Das Resultat der Jahresrechnung

fällt insgesamtpositiv aus. Gleichzeitig weisen Stimmenaus der Kommission darauf hin, dass bei künftigen

Entscheidungen Zurückhaltung geboten ist, insbesondere im Hinblick auf mögliche weitere Steuersenkun-

gen sowie anstehendegrosse Investitionen und die kantonale Steuerentwicklung. Der Revisionsbericht

der BDO hält fest, dass die Spezialfinanzierung Abfallbeseitigung wieder überein ausreichendes Eigenka-

pital verfügt. Damit werdendie kantonalen Vorgabeneingehalten. Das Defizit konnte durch eine Gebüh-

renerhöhungausgeglichen werden. Die BDO empfiehlt, Projekte künftig engerzu begleiten und zu prüfen,
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ob Nachtragskredite nötig sind. Aufgrund der Erfahrungen im Zusammenhangmit dem Sweeper-Geschäft

empfiehlt die BDO zudem,bei Beschwerdeverfahren Ausgabenerst nach rechtskräftigem Entscheid zu

tätigen. Gemeinderätin Andrea De Meuron hat zugesichert, diese Empfehlung aufzunehmen. Die Kom-

mission empfiehlt die Jahresrechnung2025 einstimmig zur Annahme.Abschliessend danken sie den Mit-

arbeitenden der Finanzen und allen Mitarbeitenden derStadt Thunfür die geleistete Arbeit sowie für den

sehr gut abgefassten Jahresbericht.

Markus van Wijk, Fraktion FDP plus, dankt der Finanzverwaltung für den seriösen und lückenlosen Be-

richt. Inhaltlich ist das ausgeglichene Ergebnis erfreulich. Der Ertragsüberschuss von 6.4 Mio. Frankenist

bemerkenswert, insbesondere im Kontext zu den Weltuntergangszenarien anlässlich der Diskussion um

die Steueranlage. Der Bilanzüberschuss beträgt 19.43 Mio. Franken, entsprechend rund 2.7 Steueranla-

gezehntel. Er bedauert, dass der Bevölkerung nicht ein nochtieferer Steuerfuss vorgeschlagen wurde.Es

handelt sich um Mittel, die den Bürgerinnen und Bürgern angesichts der steigenden Kosten im Alltag zu-

gutekommenwürden.Er bestätigt die Haltung von Gemeinderätin Andrea De Meuron, wonach Aussagen

nicht nur im Jahresvergleich, sondern langfristig betrachtet werden müssen. Gerade Aussagenzu Investi-

tionsanteilen müssen langfristig für. die anstehenden Projekte im Rahmender Stadtentwicklung und gar

zukunftsgerichtet analysiert werden. Der Kostendeckungsgrad der Spezialfinanzierungen von über 100

Prozentgilt als Indikatoren dafür, dass es der Stadt Thun finanziell sehr gut geht. Eine solide und zurück-

haltende Ausgabenpolitik hat die Stadt vor roten Zahlen bewahrt. Nicht nur der Gemeinderat, sondern

auch das Parlament trägt Verantwortung, diese Entwicklung kritisch und vorausschauendzu begleiten.

Die Fraktion stimmt der Rechnung einstimmig zu.

Für Nina Siegenthaler, SP-Fraktion, zeigt die Rechnung,dass sich die Stadt Thun heutein einer soliden

finanziellen Ausgangslage befindet. Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass die Einnahmenin den kom-

mendenJahren zurückgehen, währendgleichzeitig grosse Investitionen anstehen unddie Verschuldung

zunehmenwird. Für sie ist klar, dass diese zukünftigen Herausforderungenin den finanzpolitischen Über-

legungen konsequent berücksichtigt werden müssen. Die Einschätzung, dass weitere Steuersenkungen

verkraftbar wären,stellt aus ihrer Sicht ein falsches Signal dar. Projekte müssen priorisiert werden.Ein-

zelne Vorhaben werden aufgrund fehlender Ressourcen zurückgestellt oder abgeschrieben. Gleichzeitig

stellen Klimaschutz, bezahlbarer Wohnraum, Verkehrsinfrastruktur, Bildung, familienergänzende Betreu-

ung sowie die Unterstützung von Kultur und Sport grosse Herausforderungendar. Aktuell werden zahlrei-

che Unterstützungsbegehren für Sportvereine und Infrastrukturprojekte eingereicht. Umso wichtiger ist

es, dass die notwendigenfinanziellen Mittel sorgfältig eingesetzt und langfristig gesichert bleiben, um

diese Anliegen auch künftig unterstützen zu können. Sie genehmigendie Rechnung, stimmen dem Nach-

kredit zu und nehmenweitere vom Gemeinderat bewilligte Nachkredite zur Kenntnis.

Nicolas Glauser, Fraktion GLP/EVP/EDU/Die Mitte, dankt für die geleistete Arbeit zur Rechnung. Mit

Spannung wurde erwartet, wie sich die Zahlen nach der Steuersenkungentwickeln werden. Das Ergebnis

zur Steuereinnahmeentspricht nahezu einer Punktlandung. Die Stadt Thun verfügt weiterhin über ein

Nettovermögen pro Einwohner. Der Selbstfinanzierungsanteil hat sich jedoch deutlich reduziert und wird

als Kennzahl als ungenügendbis mittel bewertet. Auch der Selbstfinanzierungsgrad wird als schwachaus-

gewiesen. Gleichzeitig kommenausserplanmässige Faktoren hinzu, wie etwa das Geschäft Lerchenfeld,

die nicht eingerechnet waren.Die Finanzlage musssolide bleiben. Sie würden eine Kennzahl zu der Rück-

stellung von Überzeit und Ferienguthaben im Verhältnis zu den Gesamtstellenprozent begrüssen. Die Ar-

beitsbelastung des städtischen Personals ist ein wiederkehrendes Thema. Es gilt zu vermeiden, dass zu

viel Überzeit aufgebaut werden muss. Thun soll weiterhin eine attraktive Arbeitgeberin bleiben. Die Frak-

tion stimmt der Rechnungeinstimmig zu.

ThomasBieri, SVP-Fraktion, dankt dem Gemeinderat und der Gesamtfinanzverwaltungfür die übersicht-

liche Berichterstattung. Die sehr positiven Zahlen konntenin der Vorbereitung zur Kenntnis genommen

werden. DerEinsatz für die Steuersenkunghatsich gelohnt und keine der Befürchtungenist eingetreten.

Trotz der Senkungschliesst der Gesamthaushalt mit einem Überschuss von 6.4 Mio. Franken ab. Gemäss
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den Vorschriften vom HRM2hätte nicht der gesamte Betrag als Ertragsüberschuss in den Bilanzüber-

schuss eingelegt werden dürfen. Rund 1.8 Mio. Franken hätten für zusätzliche Abschreibungen und damit

für finanzpolitische Reserven verwendet werden müssen.DerBilanzüberschuss beträgt 19 Mio. Franken

und entspricht 2.7 Steueranlagezehntel. Auch eine stärkere Zuweisung in den Finanzüberschuss wäre

möglich gewesen. Das Eigenkapital der Stadt Thun, inklusive 219 Vorfinanzierungen,stellt ausihrer Sicht

ein schönes Polster dar. Interessantist, dass die Steuereinnahmennur um rund zwei Millionen Franken

anstelle der prognostizierten 4.3 Mio. Franken eingebrochensind. Auffallend ist bei den Ausgaben, dass

der Personal.- wie auch Sachaufwand innerhalb des Budgets liegen, gegenüber dem Vorjahr jedoch ge-

stiegen sind. Es sind dies rund zwei Millionen Franken beim Personal- und sieben Millionen Franken beim

Sachaufwand. Trotz geplanter Einnahmereduktion wurden die Ausgabennicht reduziert, sondern erhöht.

Auch hier habensich die Befürchtungen der Steuersenkungs-Gegner, aufgrund der SteuersenkungSpar-

massnahmenbeschliessen zu müssen, nicht bewahrheitet. Im Bewusstsein, dass in den nächsten Jahren

grosse Investitionen gestemmt werden müssen unddie Steuergesetzrevision eine Einnahmereduktion mit

sich bringen wird, beurteilen sie die SpezialfinanzierungenderStadt Thun als sehr gut gefüllt. Safety first

ist aus ihrer Sicht auch in den städtischen Finanzen angebracht. Dennochstellt sich ihnen die Frage, wie

die Bürgerinnen und Bürger noch stärker entlastet werden können. Steuern auf Vorrat zu bezahlen ist

nicht im Sinne der Steuerzahlenden.Sie stimmen der Rechnungeinstimmig zu.

Iris Lauper, Fraktion Grüne, verweist auf den Medienbericht von Ende April und die erfreuliche Gewiss-

heit, dass trotz Steuersenkungeine schwarze Null erreicht wurde. Dasist ein starkes Signal und stärkt das

Vertrauen der Bevölkerung in die Arbeit der Stadt. Die schwarze Null zeigt, dass die Stadt grundsätzlich

über eine robuste Basis verfügt. Der detaillierte Blick auf das Budget verlangt jedoch eine differenzierte

Betrachtung.Trotz akribischer Planung muss weiterhin mit unvorhersehbaren Entwicklungen gerechnet

werden.Sie erwähnt dazu die Mehrkosten vom Polizeiaufgebot anlässlich des Meistertitels vom FC Thun

und hält persönlich fest, dass solche Einsätze bei der Bevölkerung eine breite Akzeptanz finden. Gleich-

zeitig erwartet sie, dass diese Grosszügigkeit auch soziale und kulturelle Projekte erfahren. Sie erwartet

hier die gleiche Wertschätzung, so dass diese Projekte nicht bei jeder Budgetfrage um einzelne Franken

kämpfen müssen. Sie danken für den Jahresbericht und genehmigen die Rechnung.

Die Stadtratspräsidentin kommtzur Detailberatung der Rechnung gemäss Ablaufplan, wobei keine Be-

merkungen mehr angebracht werden.

Teil A (inkl. Vorwort und Inhaltsverzeichnis) - allgemeine Berichterstattung

Alle: Seiten 1 bis 38

Teil B- Jahresrechnung 2025

Präsident BRK: Seiten 39 bis 97 mit speziellem Hinweis aufSeite 76 - 77: Bestätigungsbericht der BDO AG

(Verfasser: Bernhard Remund, Maik Morf)

Teil C- Produktegruppenrechnungen 2025

Direktion Präsidiales und Stadtentwicklung (P+StE): Seiten 105 bis 142

Direktion Bau und Liegenschaften (B+L): Seiten 143 bis 184

Direktion Bildung Sport Kultur (BiSK): Seiten 185 bis 238

Direktion Sicherheit und Soziales (Si+So): Seiten 239 bis 296

Direktion Finanzen Ressourcen Umwelt (FiRU): Seiten 297 bis 342

Gemeinderätin Andrea de Meuron dankt für die grundsätzlich sehr gute Aufnahme der Rechnung.Sie

geht auf einzelne Voten ein. Sie hält fest, dass die Stadtverwaltung und der Gemeinderat das Thema der

personellen Ressourcenals Ganzes anschauen muss. Sie verweist auf das Projekt zur Optimierung der

Investitionsplanung.Die strategische Personalplanung ist ein Bestandteil davon. Das Anliegen wird also

bestätigt. Es liegt in der Natur der Politik, dass unterschiedliche Haltungenzu Steuersenkungen bestehen.

Sie zeigt sich sehr zufrieden über die gute Zusammenarbeit zwischen Stadtrat und Gemeinderat. Die
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Stimmbevölkerung hat das Vertrauen in diese Zusammenarbeit mit dem klaren Abstimmungsresultat ho-

noriert. Wichtig ist ihr, dass die Finanzplanungnicht einer Hüst-und-Hott-Politik folgt, sondern langfristig

ausgerichtet bleibt. Es werden auch Beschlüsse gefasst, die nicht im Budget enthalten waren,sei es das

soeben besprochene Geschäft oder auch das Projekt EMPA. Es könnenjederzeit neue Aufgaben hinzu-

kommen,die finanziell berücksichtigt werden müssen. Ein strukturierter Prozess bleibt deshalb zentral.

Zu jenendie sagen, die Steuersenkunghätte durchaus weitergehen können,äussertsie klar, dass ihr die

rote Linie der Selbstfinanzierung von grosser Bedeutung war. Die rote Linie konnte eingehalten werden.

Deshalb ergibt sich ein guter Abschluss. Die Spezialfinanzierungen helfen, auch wenndie Reservenbereits

um rund sechs Millionen Franken gesunkensind. Sie hält fest, dass die kantonale Steuertarifsenkung zu

rund 2.9 Mio. Franken weniger Steuereinnahmenführen wird. Sie wäre erstaunt, wenn sich die Aufgaben

gleich wie die Einnahmen reduzieren würden. Der Handlungsspielraum wird kleiner werden. Umso wich-

tiger ist die gute Zusammenarbeit, insbesondere auchin den SAKOs, wo genau hingeschaut wird, wo Kor-

rekturen nötig sind. Die Ratsmitgliederinnen und Ratsmitglieder sind Vertreterinnen und Vertretern der

Stimmbevölkerung und nehmendiese Aufgabe war. Sie dankt dem Stadtrat und auch den Mitarbeitenden,

die hinter den Zahlen stecken. Ein Teil von ihnenist im Publikum anwesend.

Der Rat genehmigt mit 35 : 0 Stimmenbei 2 Enthaltungenfolgenden

Stadtratsbeschluss

Der Stadtrat von Thun, gestützt auf Artikel 36 litera a und Artikel 40 litera i Stadtverfassung und nach

KenntnisnahmedesJahresberichts inklusive Jahresrechnung 2025, beschliesst:

1. Bewilligung eines Nachkredites von 6'350'390.62 Frankenals neue Ausgabe zu Lasten der Er-folgs-

rechnung 2025, Konto 5140.3632.01 für die zusätzliche Dotierung der Spezialfinanzierung Baulicher

Unterhalt Verwaltungsvermögen.

2. Kenntnisnahme der bewilligten Nachkredite von 10'892'215.83 Frankenin der Kompetenz des Ge-

meinderates, davon 52'346.76 Franken neu und 10'839'812.07 Franken gebunden.

3. Kenntnisnahmeder bewilligten Nachkredite von 164'629.99 Franken in der Kompetenzder Direk-

tion Finanzen Ressourcen Umwelt (gemäss SW 2), davon 72'495.24 Franken neu und 92'134.75

Franken gebunden.

4. Genehmigungder Jahresrechnung 2025:

Aufwand Gesamthaushalt CHF 305'948'606.43

Ertrag Gesamthaushalt CHF 306'468'482.31

Ertragsüberschuss CHF 519'875.88

Aufwand Allgemeiner Haushalt CHF 287'104'114.43

Ertrag Allgemeiner Haushalt CHF 287'104'114.43

Ertrags-/Aufwandüberschuss CHF 0.00

AufwandSpezialfinanzierung Abwasseranlagen CHF 6'277'927.99

Ertrag Spezialfinanzierung Abwasseranlagen CHF 6'380'900.58

Ertragsüberschuss CHF 102'972.59

AufwandSpezialfinanzierung Abfallbeseitigung CHF 6'609'488.20

Ertrag Spezialfinanzierung Abfallbeseitigung CHF 6'926'076.30

Ertragsüberschuss CHF 316'588.10

AufwandSpezialfinanzierung Feuerwehr CHF 3'477'049.40

Ertrag Spezialfinanzierung Feuerwehr CHF 3'607'094.28

Ertragsüberschuss CHF 130'044.88

AufwandSpezialfinanzierung Parkinggebühren CHF 2'292'231.59
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Ertrag Spezialfinanzierung Parkinggebühren CHF 2'390'296.72

Ertragsüberschuss CHF 98'065.13

AufwandSpezialfinanzierung Parkplatzersatzabgaben CHF 187'794.82

Ertrag Spezialfinanzierung Parkplatzersatzabgaben CHF 60'000.00

Aufwandüberschuss CHF 127'794.82

AusgabenInvestitionsrechnung CHF 19'790'778.02

EinnahmenInvestitionsrechnung CHF 2'210'148.43

Nettoinvestitionen CHF 17'580'629.59

5. Genehmigungdes Jahresberichtes 2025.

Jahresbericht 2025. Stand der hängigen Motionen und Postulate per 28. Februar 2026

Kenntnisnahme und Abschreibungen

Die Stadtratspräsidentin erklärt, dass sie jene Vorstösse durchgehen, die der Gemeinderat zur Abschrei-

bung empfiehlt.

Nr. 8- Umstellung auf CO2-arme Fahrzeugflotte der Stadt Thun

Der Rat genehmigt die Abschreibung einstimmig.

Nr. 9- Senkung der Polizeikosten dank dem dialogorientierten Ansatz im Management von Fussballfans

Franz Schori, SP-Fraktion, äussert, dass der Gemeinderat die Abschreibung mit dem Verweis auf den Aus-

tausch zwischen dem FC Thun, der Stadt und der Polizei begründet. Für sie stellt sich aber die Frage, ob

die Polizeikosten endlich gesenkt werden können. Ein Blick in die Jahresrechnung 2025 zeigt das Gegen-

teil. Obwohl der FC Thun erstin der zweiten Saisonhälfte wiederin der Super Leaguespielte, verursachten

die Fussballspiele 37 Prozent der gesamten Nettopolizeikosten. Das entspricht in etwa dem Anteil von

2019. Damals spielte der FC Thun jedoch die ganze Saison in der Super League und bestritt zusätzlich

Europacupspiele. Dass heute dennochein Rekordwerterreicht wird, zeigt aus seiner Sicht, dass die ange-

strebte Kostenreduktion nicht eingetreten ist. Das überraschtihn nicht, da die meisten im Postulat gefor-

derten Massnahmenbisher nicht umgesetzt wurden. Gleichzeitig nimmt die Gewalt rund um Fussball-

spiele jährlich ab. In der Saison 2023/24 wurden 144 Vorfälle registriert, 2024/25 noch 121 Vorfälle. Bei

60 Prozent der Fälle geht es ums Abbrennen von Pyros und nicht um Gewalt. Das Polizeiaufgebot in Thun

wird dennoch erhöht. Dies zulasten von anderenSicherheitsaufkommen. Ausseiner Sicht braucht es ver-

stärkte präventive Anstrengungen, wie sie auch von der Forschungsstelle Gewalt bei Sportveranstaltun-

gen der Universität Bern empfohlen werden. Eine Abschreibung des Vorstosses kommtfür ihn deshalb zu

früh. Er bittet den Stadtrat, den Antrag auf Abschreibungabzulehnen.

DerRat schreibt das Postulat grossmehrheitlich nicht ab.

Nr. 10 - Schaffung einer Fachstelle für Gleichstellung und Diversity Management -

Marianna Oesch Bartlome, SP-Fraktion, äussert, dass der Gemeinderat auf die Personalstrategie 2025

und die bereits umgesetzten Massnahmenverweist. Diese sind grundsätzlich zu begrüssen. Ausihrer Sicht

genügen die Massnahmenjedoch nochnicht. Ein Blick auf die Zusammensetzungdes obersten Kaders

inklusive Stellenvertretung zeigt einen Frauenanteil von 36 Prozent. Dasist für sie kein überzeugender

Wert. Die Stadt Thun soll eine Vorbildfunktion wahrnehmen. Noch deutlicher werden die Unterschiede

beim Blick auf die einzelnen Direktionen. Während der Frauenanteil im obersten Kader der DirektionSi-

cherheit + Soziales inklusive Vertretungbei 75 Prozentliegt, beträgt er in der Direktion Finanzen, Ressour-

cen und Umwelt lediglich 10 Prozent. Diese grossen Unterschiedezeigen für sie, dass die Gleichstellung

noch nicht in allen Bereichen ausreichend verankert ist. Auch bei den Stellenausschreibungen besteht
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Handlungsbedarf. Die Möglichkeit einer geschlechtsneutralen Anredefür diverse Personenfehlt weiter-

hin. Zudem empfehlen Fachstellen, auf Angaben zu Herkunft und Alter zu verzichten. Ebenfalls vermisst

sie ein klares Bekenntnis zur Inklusion. Ein Satz wie «Die Stadtist eine integrative Arbeitgeberin und för-

dert die Gleichstellung» gilt gemäss Empfehlung von Pro Infirmis als best practice. Menschen mit unter-

schiedlichen Lebenssituationensollen nicht nur angesprochen, sondern auchtatsächlich in den Arbeitsall-

tag eingebunden werden. Beispiele aus anderen Organisationen zeigen, dass hier weitere Fortschritte

möglich sind. Sie anerkennt, dass bereits Verbesserungenerzielt wurden. Es besteht noch Potenzial. Das

Postulat ist aus ihrer Sicht deshalb noch nicht erfüllt. Sie beantragt, den Vorstoss nicht abzuschreiben.

Abschliessend räumtsie ein, dass es ein Fehler von ihr war, ihre Haltung im Vorfeld nicht kommuniziert

zu haben.

DerRat stimmt schreibt das Postulat grossmehrheitlich nicht ab.

Nr. 23 - Klimaangepasstes Thun dank entsiegelten Strassenräumen

Der Rat genehmigt die Abschreibungstillschweigend.

26 - Sanierung Badeeinstieg und Seeufer Seepark

Jonas Baumann,Fraktion GLP/EVP/EDU/Die Mitte, ist nicht damit einverstanden, dass das Postulat ab-

geschrieben wird. Der Forderung nach zusätzlichen Sitzmöglichkeiten wurde nicht entsprochen. Damit

können sie leben. Nicht umgesetzt wurde jedoch auch die Forderung nacheiner Treppe,die einen siche-

ren und komfortablen Zugang ermöglicht. Die heutigen Tritte sind zu hoch undteilweise wackelig. Bereits

früher wurde darauf hingewiesen, dass es sowohl für den Auf- als auch für den Abstieg Verbesserungen

braucht. Der bestehendeZugangist zudem sehr schmal. Auch dieses Anliegen wurde nicht aufgenommen.

Eine solide und sichere Treppestellt für sie das Minimum dar. Solange diese Punkte nicht umgesetzt sind,

erachtet er das Postulat nicht als erfüllt und sprechen sich gegen die Abschreibungaus.

Der Rat schreibt das Postulat grossmehrheitlich nicht ab.

Nr. 27 - Solaroffensive auf städtischen Liegenschaften

Michelle Marbach, Fraktion Grüne, erinnert daran, dass möglichst rasch geeignete Flächen auf Dächern

und Fassaden für die Nutzung von Photovoltaik erschlossen werdensollen. Das entsprechendePotenzial

wurde berechnet und aufgelistet, und einige Projekte wurdenbereits umgesetzt. Ausihrer Sicht fehlt je-

doch weiterhin eine Roadmap,die aufzeigt, in welchem Zeithorizont die verbleibenden Potenziale genutzt

werden sollen. Eine solche Planung würde Transparenz schaffen und die Prioritäten der Stadt sichtbar

machen. Sie ist der Meinung, dass eine solche Roadmapauchein wichtiger Bestandteil der Klimastrategie

wäre und wichtig. Deshalb plädierensie für Nicht-Abschreibung.

Der Rat schreibt das Postulat grossmehrheitlich nicht ab.

Nr. 32 - Hitzeinseln

Michelle Marbach, Fraktion Grüne, hält fest, dass dank dem Thuner Meter heute bekanntist, an welchen

Orten die Hitzebelastung besonders hochist. Damit ist der erste Teil des Auftrags erfüllt. Nicht erfüllt ist

ausihrer Sicht die Priorisierung der Massnahmen.Der Gemeinderat muss aufzeigen, wie er an den beson-

ders belasteten Standorten möglichst rasch reagieren will. Deshalb sehen sie das Postulat noch nichtals

erfüllt.

Der Rat schreibt das Postulat grossmehrheitlich nicht ab.

Nr. 35 - Eine dämpfende Wirkung der Strompreiserhöhungen durchEnargis Thun

Der Rat genehmigt die Abschreibung.

Nr. 41 - Finanzielle Mittel zur Umsetzung der Istanbul-Konvention
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Marianna Oesch Bartlome, SAKO Si+So, äussert, dass diverse Punkte des Vorstosses aus ihrer Sicht noch

nicht oder nicht ausreichend geprüft, geschweige denn umgesetzt wurden. Diesbetrifft insbesonderedie

Aufklärung über Gewalt im Alter sowie eine Sensibilisierungskampagne zusammenmit derSTI im öffent-

lichen Verkehr, wie dies beispielsweise Bern macht. Die Kommission wünschtsich eine Berichterstattung

über einen längeren Zeitraum. Aus diesen Gründen beantragt die SAKO,das Postulat nicht abzuschreiben.

Gemeinderätin Eveline Salzmann nimmt eine Richtigstellung vor. Zum Thema Aufklärung über Gewalt im

Alter hat im vergangenenJahreine Informationsveranstaltung mit verschiedenenFachstellen stattgefun-

den, unter anderem mit Pro Senectute und der Spitex. Zudem läuft aktuell eine Kampagne zur Telefon-

hotline.

Marianna Oesch Bartlome, SP-Fraktion, konkretisiert, dass besonders gemeint ist, auch alte Menschen

aufzuklären und nicht nur Organisationen.

Der Rat schreibt das Posulat grossmehrheitlich nicht ab.

Der Rat genehmigt stillschweigend die Abschreibung zu folgenden Vorstoss-Nrn.:

Nr. 42 - Spezialfinanzierung «Netto-Null 2050»

Nr. 44 - Künstliche Intelligenz in der Stadtverwaltung

Nr. 49 - Das Abschliessen einer Leistungsvereinbarung mit der Ludothek Thun

Nr. 50 - Veloabstellplätze in städtischen Parkhäusern

Nr. 51 - Förderfonds Energieeffizienz für die Bevölkerung und UnternehmenderStadt Thun

52 Fachstelle Fuss- und Veloverkehr der Stadt Thun

Michelle Marbach, Fraktion Grüne, hält fest, dass die dafür notwendigenStellen nicht bewilligt wurden.

Dies geschahin einem Jahr, in dem grundsätzlich keine neuen Stellen genehmigt wurden. Dieser Versuch

könnte nochmals gestartet werden. Sie erwarten, dass aufgezeigt wird, wie das Anliegen genau umgesetzt

werden soll.

Der Rat schreibt das Postulat grossmehrheitlich nicht ab.

Nr. 59 Offenes Rathaus für Stadtratsparteien

Der Rat genehmigt die Abschreibung.

Der Rat genehmigt grossmehrheitlich folgenden

Stadtratsbeschluss

Der Stadtrat von Thun, gestützt auf Artikel 51 seines Geschäftsreglements und nach Kenntnisnahme vom

gemeinderätlichen Bericht vom 6. März 2026, beschliesst:

1. Kenntnisnahme vom Stand der hängigen Motionen und Postulate.

2. Die Vorstösse Nrn. 8, 23, 35, 42, 44, 49, 50, 51 und 59 gemäss vorliegendem Bericht werdenabge-

schrieben.

3. Der Gemeinderat wird mit der Ausführung dieses Beschlusses beauftragt.

Martin Allemann(SP) gibt eine persönliche Erklärungab.Es frustriert ihn, dass der Stadtrat letztlich kaum

Einfluss darauf hat, was der Gemeinderat nach der Überweisung mit den Vorstössen macht. Er ist über-

zeugt, dass sie nächstes Jahr erneut über dieselben Themendiskutieren werden undfeststellen, dass nicht

viel geschehenist. Die wiederkehrende Diskussion über Abschreibung oder Nicht-Abschreibunghatteil-

weise etwas Komödiantisches, wenn der Stadtrat anschliessend kaum Einfluss auf die weitere Umsetzung

hat. Er richtet deshalb einen Appell an alle Stadträtinnen und Stadträte. Er regt an, zu prüfen, wie der
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Stadtrat mehr Nachdruck verleihen oderverbindlicher einfordern kann, dass beschlosseneAnliegentat-

sächlich umgesetzt werden.

Industriestrasse 2. Kurzfristige MassnahmenStandortentwicklung Tiefbauamt

Bewilligung eines Verpflichtungskredites von 1,536 Millionen Franken

Gemeinderat Reto Schertenleib betont den wichtigen Beitrag des Werkhofs zum Service public. Die Mit-

arbeitenden sorgen dafür, dass Strassen, Brücken, Gewässer und weitere Infrastrukturen sicher, zuverläs-

sig und nachhaltig funktionieren, Abfälle entsorgt werden und Parkanlagen gepflegt bleiben. Gleichzeitig

sind sie selbst seit Jahren mit veralteten und überlasteten Arbeitsräumlichkeiten konfrontiert. Mit einem

heutigen Ja hat der Stadtrat die Möglichkeit, die Arbeitsbedingungendieser Mitarbeitenden rasch zu ver-

bessern. Beim Werkhof bestehenseit Jahren betriebliche und bauliche Mängel. Der klare Handlungsbe-

darf wurde im Betriebskonzept 2022 aufgezeigt. Mit dem Projekt werden Aufenthalts-, Rapport- und Bü-

roräumewie auch dringend benötigte Duschen und Garderoben geschaffen. Die Mitarbeitendenerhalten

damit zeitgemässe und würdige Arbeitsbedingungen. Gleichzeitig bildet das Projekt eine von zwei Voraus-

setzungenfür die langfristige Werkhofentwicklung. Die andereist das Teilprojekt 1 Aussenwerkhof Ame-

rika. Mit der Realisierung dieser Teilprojekte kann anschliessend das Hauptprojekt zur baulichen Optimie-

rung des Werkhofs gestartet werden. Vorgesehensind einfache und zweckmässige Lösungen mit einer

Nutzungsdauervonachtbis zehn Jahren. Es handelt sich um pragmatische Verbesserungen mit geringem

Mitteleinsatz. Durch die Wiederverwendung von Bauteilen aus anderen Projekten werden Ressourcen

geschont und Kosten reduziert und ganz im Sinne von ReUse gehandelt. Die Massnahmen gewährleisten

die Einhaltung der heutigen Anforderungenan Arbeitssicherheit, Brandschutz, Fluchtwege, Wärmeschutz,

Schallschutz und Raumakustik. Bestehende Defizite werden behoben undRisiken reduziert. Die neuen

WC-, Dusch- und Garderobeanlagen können geschlechterneutral oder bei Bedarf geschlechtergetrennt

genutzt werden. Er geht auch auf die Frage ein, weshalb nebeneiner Sanierung eine Erweiterung notwen-

dig ist. Die heutige Garderobenstruktur stammt aus dem Jahr 2000. Seither ist der Personalbestand ge-

wachsen. Gleichzeitig arbeiten mehr Personenin Teilzeit, wodurch zusätzliche Garderobenplätze benötigt

werden. Auch für den Einsatz von temporären Aushilfen bei Arbeitsspitzen oder längeren gesundheitli-

chen Abwesenheiten braucht es ausreichendPlatz. Für Arbeitende in Kanalunterhalt wurden die Garde-

roben aus hygienischen Gründenin Schwarz-Weiss-Garderoben umgewandelt, damit verschmutzte und

saubere Arbeitskleidung getrennt aufbewahrt werden können. Dieses Prinzip soll neu auch für die Mitar-

beitendender Abfallentsorgung umgesetzt werden. Weiter erläutert er den Bedarf an Rapport- und Auf-

enthaltsräumen. Das Team Grünanlagenunterhaltist heutein einer Halle untergebracht, die lediglich pro-

visorisch eingerichtet wurde. Zeitgemässe Büroarbeitsplätze fehlen. Die Mitarbeitenden müssenihre ad-

ministrativen Aufgaben zunehmendselbstständig erledigen können. AuchderDigitalisierungsgradhatzu-

genommen,weshalb mehrArbeitsplätze für digitale Tätigkeiten erforderlich sind. Zusammenfassend äus-

sert er, dass es sich im Prinzip nicht um Luxuswünsche handelt, sondern um notwendige Massnahmen.

Ausgewiesene Mängel werden behobenundgleichzeitig eine zwingende Voraussetzungfür die spätere

Gesamtentwicklung des Werkhofs geschaffen.

Iris Lauper, SAKO B+Lfindet, dass die Kosten für das modulare Bauen, insbesonderefür die vorgesehenen

Duschen, Garderoben und Lüftungssanierungen im ersten Moment hoch erscheinen. Gleichzeitig betont

sie, dass die verfügbaren Flächen nicht zu unterschätzen sind und mit dem vorliegenden Kredit wichtige

Standards für die Mitarbeitenden umgesetzt werden können. Weiterstellt sie fest, dass das Projekt auch

Anforderungen an den winterlichen Wärmeschutz, die Arbeitssicherheit, die Fluchtwege sowie den

Brandschutz erfüllt. Die Kommission stimmt dem Geschäft einstimmig bei einer Abwesenheit zu.

Iris Lauper, Fraktion Grüne, hält fest, dass mit dem Kredit dringlich notwendige Verbesserungen von Ar-

beits- und Aufenthaltsbedinungen von Mitarbeitenden umgesetzt werden können.Sie findet, Garderobe

und Aufenthaltsqualität zeigen beim Antreten einer neuen Stelle, welchen Stellenwert einem beigemes-

sen wird. Sie werden dem Projekt klar zustimmen. Sie sind glücklich, dass aus dem Projekt gleich ein
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ReUse-Projekt wird. Auch wenn dadurch nicht zwingend die Kosten sinken,ist es ausihrer Sicht ein wich-

tiger Schritt in Richtung nachhaltiges Bauen.Sie freut sich auf weitere Reuse-Projekte in der Zukunft.

Alex Reymondin, SVP-Fraktion, hält fest, dass beim Werkhof an der Industriestrasse 2 ein akuter Hand-

lungsbedarf besteht und der vorliegendeKredit die kurzfristige Realisierung notwendiger Verbesserungen

der Arbeits- und Aufenthaltsbedinungen ermöglicht. Das Projekt überzeugt ihn auf verschiedenen Ebe-

nen. Im Gegensatz zu vielen anderen Vorhabenbringt dieses Teilprojekt einen unmittelbaren Nutzen. Mit

dem Teilprojekt T1 - dabei meint er nicht dasselbe T1 wie Gemeinderat Reto Schertenleib - erhält insbe-

sondere das Team Grünunterhalt angemessene Büro- und Aufenthaltsräumlichkeiten. Gleichzeitig wer-

den hygienische und betriebliche Defizite behoben. Duschen- und Garderobenanlagen werdenergänzt,

die überlastete Lüftung wird erneuert und die Aufenthaltsqualität deutlich verbessert. Positiv bewertet

er auch den nachhaltigen Ansatz des Projekts. Der ReUse-Gedanke wird konsequent umgesetzt. Materia-

lien erhalten eine neue Nutzung undleisten damit einen Beitrag zur Kreislaufwirtschaft. Die Kosten er-

schienenihnen zunächst ebenfalls sehr hoch. Bei genauerer Betrachtungzeigt sich jedoch, dass weit mehr

dahintersteckt als zusätzliche Räume. Der Kredit umfasst unter anderem Isolationen, Brandschutzmass-

nahmen, Fluchtwege,energetische Verbesserungen undzahlreiche technischeInstallationen. Gleichzeitig

trägt die Stadt gegenüberihren Mitarbeitenden Verantwortung. Die vorgesehenen Massnahmensind not-

wendig und sollen dazu beitragen, die betrieblichen Abläufe zu verbessern. Er weist zudem daraufhin,

dass heute mehr Praktikanten, Lernende und Aushilfskräfte beschäftigt werden, waszusätzlichen Platz-

bedarf schafft. Auch die Hygienevorschriften sind deutlich anspruchsvoller als noch vor einigen Jahren.

Das Raumkonzept überzeugt ebenso wie die Nachhaltigkeitsaspekte. Die finanziellen Mittel sind im Auf-

gaben- und Finanzplan eingestellt und die Termineklar definiert. Mit der Zustimmungzu diesem Geschäft

wird den Mitarbeitenden vom Tiefbauamt Wertschätzung entgegengebracht. Die Fraktion stimmt dem

Kredit einstimmigzu.

Adrian Christen, SP-Fraktion, begrüsst, dass mit dem Projekt angemessene Aufenthaltsräume sowie ge-

schlechtergerechte und hygienisch einwandfreie Anlagen geschaffen werden, wie die ErneuerungderLüf-

tungen. Ausihrer Sicht verdienen die Mitarbeitenden Arbeitsumgebungen,die ihren Leistungen gerecht

werden. Positiv bewertet er zudem die einfache und pragmatische Baulösung. Die Wiederverwendung

von Materialien im Sinne des ReUse-Gedankenssowie die flexible Nutzbarkeit der Räume überzeugenihn.

Die Kosten erscheinen auf den ersten Blick relativ hoch. Er räumt jedochein, dass dies zunächst ein per-

sönlicher Eindruckist. Ohne vertiefte planerische Kenntnisse lassen sich solche Projekte nur schwer ab-

schliessend beurteilen. Eine sachliche Einschätzungist letztlich nur auf Grundlage der detaillierten Pro-

jektunterlagen möglich. Das Argument, das Projekt sei besonders günstig und kosteneffizient fehlt ihm.

Hier hätte er sich ein konkretes Vergleichsbeispiel gewünscht, das diese Aussage besser untermauert.

Trotzdem unterstützt die Fraktion das Geschäft und stimmtihm zu.

Die drei Teilprojekte sind für Angelika Zimmermann, Fraktion GLP/EVP/EDU/Die Mitte, nachvollziehbar.

Es ist klar, dass beim Werkhof etwas gemacht werden muss.Sie sind froh, dass mit dem Bestand gearbei-

tet wird und eine sanfte Umbauvariante gewählt wurde.Sie finden es positiv, dass der Werkhof auch

«weiblicher» wurde und sich besserfür Teilzeitmodelle öffnet. Auch die Erneuerung der Lüftung begrüsst

sie ausdrücklich. Insgesamt unterstützt sie das Vorhaben und stimmt dem Geschäft zu.

Für Claude Schlapbach, Fraktion FDP plus, ist der Handlungsbedarf ebenfalls offensichtlich. Ein Zwischen-

schritt ist notwendig. Die Mitarbeitenden sind bei Wind und Wetter im Einsatz für ein sauberes undin-

taktes Stadtbild in Thun. Gute und sichere Arbeitsbedingungensind das Minimum. Ein Wermutstropfen

sind die Planungskosten, die hier zusammenmit den Reserven über 20 Prozent ausmachen. Diesstellt aus

seiner Sicht ein generelles Problem bei solchen Projekten dar. Trotz dieses Vorbehalts unterstützt die

Fraktion das Projekt einstimmig.

Der Rat genehmigt einstimmigfolgenden:

Stadtratsbeschluss
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Der Stadtrat von Thun, gestützt auf Artikel 40 litera a Stadtverfassung und nach Kenntnisnahme vom ge-

meinderätlichen Bericht vom 13. Mai 2026, beschliesst:

1. Bewilligung eines Verpflichtungskredites von 1,536 Millionen Franken als neue Ausgabezu Lasten der

Investitionsrechnung(Verpflichtungskredit-Nr. 2230.5040.008, Bilanzkonto-Nr. 14040.01.01) für die

Realisierung der kurzfristigen MassnahmenStandortentwicklung Tiefbauamt.

2. Der Gemeinderat wird mit der Ausführung dieses Beschlusses beauftragt.

Die Sitzung wirdfür 15 Minuten bis 19.05 Uhr unterbrochen.

Dringliche Interpellation I 03/2026 betreffend Strassenqualität auf der Schwäbisgasse entlang

CoopCity

Valentin Borter (SVP) und Fraktion SVP vom 26. März 2026; Beantwortung

Valentin Borter, SVP-Fraktion, ist von der Antwort teilweise befriedigt und wünscht eine kurze Diskussion.

Der Rat genehmigt die Diskussion.

Gemeinderat Reto Schertenleib verweist auf den Vorteil von dringlich überwiesenen Vorstössen. Sie füh-

ren zu einer schnellen Antwort, auch wennteilweise nicht die gewünschteTiefe erreicht wird. Im vorlie-

gendenFall wurde die Beantwortunginzwischen vonder Aktualität überholt und dies im Guten. Noch in

diesem Jahr wird die Tragschicht des betroffenen Abschnitts saniert und damit für die nächsten acht Jahre

instand gestellt. Dies betrifft nicht nur diesen Abschnitt, sondern auch die Belagssanierung Marktgasse

und Schwäbisgasse sowie die Unterführung Mittlere Strasse, Grabenstrasse, Berntorkreisel bis Schwäbis-

gasse. Die Sanierungen sind einerseits notwendig, weil die Strassen in einem schlechten Zustandsind.

Andererseits sind sie auch erforderlich im Hinblick auf die geplanten Strassensanierungsprojekte im Osten

der Stadt. Aufgrund der Sperrungder Frutigerstrasse für die Erstellung der separaten Bus- und Velostrasse

und mittelfristig dem Ersatz der Sinnenbrücke müssen diese Abschnitte als Ausweichroute dienen und

werdeneiner zusätzlichen Auslastung ausgesetzt sein. Aus diesem Grund muss der Deckbelag hier recht-

zeitig saniert werden.

Die Stadtratspräsidentin entschuldigt sich, Stadtrat Valentin Borter nicht das erste Wort gewährt zu ha-

ben.

Valentin Borter, SVP-Fraktion, ist mit der Antwort nach den Ausführungen nunhoch befriedigt. Er habe

von GemeinderatReto Schertenleib auch nichts anderes erwartet.

Adrian Christen, SP-Fraktion, ist nicht erstaunt über die Antwort von Reto Schertenleib, möchte aber er-

gänzen, dass der Bereich Schwäbis-Kyburg in einem massiv schlechteren Zustandist und für Velofahrende

ein Problem darstellt. Vertiefungen und Unebenheiten führen dazu, dass das Gleichgewicht verloren ge-

hen kann und Sturzgefahr besteht. Er hatte sich notiert zu bezweifeln, dass dieser Abschnitt erst zwischen

2027 und 2029 saniert werden kann. Dafür ist der Zustand ausseiner Sicht zu schlecht. Er ist einverstan-

den, dass es verschiedene Abschnitte mit erhöhtem Sanierungsbedarf gibt und dass ein Sanierungsstau

besteht. Diesist seit längerem der Fall. Der Gemeinderat müsste deshalb eine Strategie entwickeln, um

diesem Problem des erhöhten Sanierungsbedarfs besser zu begegnen. Er weist zudem darauf hin, dass

nicht immer wieder mit dem abgelehnten Kredit zu Achse Länggasse-Lauitor-Maulbeerkreisel argumen-

tiert werden soll. Solche Geschäfte könnten auch einmal "abgeschrieben" werden.
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Gemeinderat Reto Schertenleib richtet sich mit einem Augenzwinkern an Adrian Christen. Wenn künftig

weniger Vorstösse abgeschrieben werden, müsse er dieses Argument auch nicht mehr regelmässig vor-

bringen.

Postulat P 03/2026 betreffend Förderung von Pop-up- und Zwischennutzungenim Stadtgebiet

No&miPorfido (Grüne) und Fraktion Grüne vom 12. Februar 2026; Beantwortung

No&mi Porfido, Fraktion Grüne, unterstützen den Vorstoss und werden ihm zustimmen. Gleichzeitig be-

antragtensie, den Vorstoss nicht abzuschreiben. Der Grund dafür ist aus ihrer Sicht kurz und klar. Punkt

4 der Antwort des Gemeinderatsist nicht stimmig. Dort wird festgehalten, dass im Rahmen der Umset-

zung einer Massnahme geprüft werdensoll, ob eine zentrale Ansprechstelle geschaffen werden kann.

Diese Prüfung ist ressourcenabhängig. Solange diese Abklärungen nicht abgeschlossen sind und keine

konkrete Lösung vorliegt, ist für sie nicht nachvollziehbar, weshalb der Vorstoss bereits abgeschrieben

werdensoll. Eine Abschreibungist aus ihrer Sicht erst angezeigt, wenn die Forderungen abschliessend

beurteilt oder umgesetzt sind. Sie bittet deshalb darum, den Vorstoss anzunehmen,abernicht abzuschrei-

ben.

Martin Allemann, SP-Fraktion,teilt diese Meinung.Ausihrer Sicht wurden nicht alle Fragen beantwortet.

Er erinnert daran, dass sie bereits beim Vorstoss zur Wiederbelebungder Stadt keine vollständigen Ant-

worten erhalten habe. In den aufgeworfenen Fragen und Überlegungensieht er interessante Varianten

für Zwischennutzungen. Würdendiesen Ansätzen mehr Beachtunggeschenkt, könnten zusätzliche Chan-

cen für Zwischennutzungenentstehen. Sie sprechen sich deshalb für die Annahmedes Vorstosses und

gegen dessen Abschreibung aus.

Jonas Baumann, Fraktion GLP/EVP/EDU/Die Mitte, nimmt vorweg, dass die Fraktion nach der Annahme

des Vorstosses unterschiedlich abstimmen wird. Ein Teil wird der Abschreibung zustimmen, ein anderer

Teil nicht. Er weist darauf hin, dass auf der Website der Stadt Thun ersichtlich ist, dass das Polizeiinspek-

torat für Pop-up-Nutzungenzuständig ist und Koordination sowie Unterstützung anbietet. Allerdings feh-

len ausseiner Sicht wichtige Informationen.So ist beispielsweise nicht klar ersichtlich, welche Unterlagen

eingereicht werden müssen oder wie Fragen zum Lärm geregelt werden. Eine zusätzliche Übersicht dar-

über, welche Anforderungenerfüllt und welche Unterlagen eingereicht werden müssen, wärehilfreich.

Damit hätten Interessierte einen besseren Überblick und könnten einfacher einschätzen, was für die Re-

alisierung eines Pop-up-Projekts notwendigist. Dies könnte solchen Nutzungenzusätzlichen Schub verlei-

hen.

Claude Schlapbach, Fraktion FDP plus, zeigt sich mit der Antwort zufrieden. Sinnvolle Zwischennutzungen

werden grundsätzlich befürwortet. Gleichzeitig weist er darauf hin, dass auch bei Zwischennutzungendie

geltenden Vorgaben einzuhaltensind. Zudem sei Vorsicht geboten, damit aus einer Zwischennutzungkein

dauerhaftes Provisorium oder gar ein Gewohnheitsrecht entsteht. Eine zusätzliche Stelle für diese Auf-

gabe lehnt die Fraktion ab. Sie unterstützt die AnnahmedesVorstosses und stimmt dessen Abschreibung

zu.

Marc Fritschi (Parteilos) weist darauf hin, dass ab dem Zeitpunkt, an dem etwas Gastgewerbliches im

Raum steht oder eine Baubewilligung erforderlich ist, das Regierungsstatthalteramt zuständigist. Deshalb

empfiehlt es sich, frühzeitig eine Voranfrage einzureichen. Dadurch könnendie Rahmenbedingungen und

allfälligen Anforderungenbereits im Vorfeld geklärt werden.

Vizestadtpräsidentin Katharina Ali-Oesch bestätigt, dass dem Gemeinderat eine vielfältige, lebendige

und belebte Stadt mit attraktiven Quartieren ein grosses Anliegen ist. Mit dem Vorstoss werden beim

Gemeinderat offene Türen eingerannt. Sie hat zur Kenntnis genommen,dass sich die Diskussion um die

Abschreibunginsbesondere an Punkt 4 und der Frage einer zusätzlichen Stelle entzündet. Dabeizeigtsich,
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dass auch im Stadtrat nicht alle dieselben Vorstellungen haben undeinezusätzliche Stelle nicht von allen

unterstützt wird. Sie bestätigt, dass das Polizeiinspektorat beziehungsweise die Abteilung Sicherheit be-

reits heute für Veranstaltungen zuständig ist und als Koordinationsstelle fungiert. Zudem arbeiten die

verschiedenen Abteilungen der Stadtverwaltung gut zusammen, um möglichst viele Nutzungen und Pro-

jekte zu ermöglichen. Vor diesem Hintergrundbittet sie den Stadtrat, anzuerkennen,dass die Anliegen

des Vorstosses bereits umgesetzt und gelebt werden, und dem Antrag des Gemeinderats auf Annahme

und Abschreibung zu folgen.

Stadtratsbeschluss

Der Rat erklärt das Postulat einstimmig als erheblich und schreibt es mit 19: 18 Stimmenab.

Postulat P 04/2026 betreffend Gestaltung Prozess zur Optimierung des Baureglements

Mark van Wijk (FDP), Valentin Borter (SVP), Fraktion FDP/Die Mitte und Fraktion SVP vom 12. Februar

2026; Beantwortung

Markus van Wijk, Fraktion FDP plus, dankt dem Gemeinderat für die Annahmedes Postulats und die Be-

reitschaft, das Anliegen zu prüfen. Ihm kam vermehrt zu Ohren,dass die Ortsplanungsrevision (OPR) und

das Baureglement einstimmig durch das Parlament verabschiedet wurden. Was wolle man noch. Dennoch

gilt auch hier: Nobodyis perfect. Nicht alle Stadträtinnen und Stadträte konnten damals sämtliche Konse-

quenzendes Prozesses voraussehen. Dass bereits kurz nach Inkrafttreten vom Baureglementdrei Motio-

nen zur Anpassungeingereicht, ihre Interpellation | 19/25 unbefriedigend beantwortet und ein Auftrag

ans zuständige Bauinspektorat für die Erstellung einer Liste mit Verbesserungsvorschlägen vorgelegt

wurde,zeigt für ihn, dass es einer vorsichtigen, aber zielgerichteten Optimierung bedarf. Auch habenviele

befragte Architekten gewisse Mängel gerügt. Bei der Optimierungsoll nicht nur das Planungsamt einbe-

zogen werden, sondern auch das Bauinspektorat und eine Architektenschaft. Dies erachteterals zielfüh-

rend. Je kürzer und einfacher das Resultat, desto besser. Zur Frage der Planbeständigkeit hält er fest, dass

moderate Anpassungen, die mit Sachverstand und auf Grundlage der Prüfung erfolgen, durchaus möglich

sind. Ziel muss ein für alle Beteiligten nutzbringendes Baureglementsein, das zu gegebenerZeit — bei-

spielsweise mit einem Umsetzungshorizont bis 2030 - realisiert werden kann. Er regt an, zeitnah mit die-

sen Arbeiten zu beginnen. Ebenso hält er es für wichtig, dass die politische Aufsicht durch Gemeinderat,

Verwaltung und die zuständigen Kommissionen möglichst rasch Einsicht in die Antworten und Vorschläge

des Bauinspektorats erhält. Für ihn ist das selbstverständlich. Andernfalls werde erneut die Frage nach

einer Geschäftsprüfungskommission aufgeworfen - ein Instrument, das in vielen anderen Kantonenlängst

zum politischen Alltag gehört. Sie nehmen dasPostulat einstimmig an.

Valentin Borter, SVP-Fraktion, zeigt sich erfreut darüber, dass der Gemeinderat die Überarbeitung des

Baureglementszeitnah an die Hand nehmenwill. Die Praxis zeigt, dass womöglich nicht alle Regelungen

vom damaligen Prozessbisins letzte Detail zu Ende gedacht waren. Esist ihre Aufgabeals Vertreterinnen

und Vertreter der Bevölkerung, erkannte Mängel zu beheben, offen damit umzugehenunddenBlick nach

vorne zu richten. Entstandene Problematiken sollen sachlich aufgearbeitet werden. Auf einzelne Punkte

geht er bewusst nicht mehr ein. Die Fraktion steht den Ergebnissen des Bauinspektorats offen gegenüber.

Dort sitzen die Fachleute, deren Einschätzungen und Vorschläge ernst genommenwerdensollen. Er weist

auf ein spezielles Thema hin. Bei jeder OPR stellt sich die Frage, wie rasch Reglementsänderung möglich

sind. Der Gemeinderatsoll keine Planbeständigkeitsdiskussion fürchten, sondern den Anpassungsprozess

frühzeitig an die Hand nehmenundpolitische Anliegen sorgfältig prüfen lassen. Bei der Planbeständigkeit

gibt es aus seiner Sicht kritische und weniger kritische Punkte. Niemand kann heute voraussehen, wie das

AGR die einzelnen Anpassungen beurteilen wird. Die Fraktion unterstützt das Postulat und stimmt ihm

einstimmig zu.
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ThomasClare, Fraktion Grüne, unterstützt das Vorgehen des Gemeinderats und des Bauinspektorats. Der

Prüfauftrag wurde bereits.ausgelöst und der entsprechendeBericht für 2028 in Auftrag gegeben. Sie un-

terstützen den Antrag, auch wenndie geforderten Abklärungenbereits laufen.

Martin Allemann, SP-Fraktion, bestreitet nicht, dass das bestehende Baureglement Verbesserungspoten-

zial aufweist. Aufgrund verschiedener Rückmeldungen musste festgestellt werden, dass teilweise Hand-

lungsspielräume bestehen,die von der Verwaltung nicht ausgeschöpft werden. Dennoch darf es auchkei-

nen Wildwuchs geben. Am Schluss geht es auch um Interpretationsspielraum. Deshalb erachtet er den

Einbezug einer Expertengruppeals sinnvoll. Dabei gibt er zu bedenken, dass die Zusammensetzungdieser

Expertengruppe ausgewogensein muss. Neben Fachpersonensoll auch die Bevölkerung die Möglichkeit

haben,ihre Sicht einzubringen. Gleichzeitig weist er darauf hin, dass eine kurzfristige Anpassungdes Reg-

lements nicht einfach umzusetzen ist. Der Hinweis auf die Planbeständigkeit darf jedoch nicht als Vorwand

dienen, um notwendige begründbare Anpassungen nicht anzugehen. Niemand kann heute mit Sicherheit

sagen kann, welche Lösungin fünf oder sechs Jahren nochzeitgemässsein wird. Ein wirklich zeitgemässes

Reglement müsste laufend angepasst werden, was weder realistisch noch mit den vorhandenen Ressour-

cen umsetzbar wäre. Die Fraktion unterstützt den Vorstoss und stimmt ihm einstimmig zu.

Jonas Baumann,Fraktion GLP/EVP/EDU/Die Mitte, erwarten nicht, dass der erste Entwurf bereits perfekt

ist. Ein Zeithorizont bis 2030 für die Überprüfung des Baureglements erscheint ihnen realistisch. Dabei

soll es nicht um die Behandlungeinzelner Fälle gehen, sondern um grundsätzliche Fragestellungen. Wich-

tig ist für sie, dass die Planungssicherheit gewährleistet bleibt. Es soll klar geschaut werden, was funktio-

niert und was nicht. Ebenso wichtig ist eine gewisse Kontinuität. Kritische Punkte sollen dokumentiert und

bei einer zweiten Fassung berücksichtigt werden. Die Idee, Architekturbüros in diesen Prozess einzube-

ziehen, finden sie sinnvoll und unterstützenswert. Die Fraktion wünschtsich, dass die Ergebnisse des Be-

richts beziehungsweise die entsprechenden Auswertungenin den nächsten Monaten in der SAKO P+StE

vorgelegt werden.

Vizestadtpräsidentin Katharina Ali-Oesch stellt fest, dass letztlich alle dasselbe Ziel verfolgen, nämlich

eine Praxis zu entwickeln, die sowohl den Forderungender Bauwilligen als auch den beschlossenen Rege-

lungen gerecht wird. Es wurden drei Punkte zur Prüfungeingereicht. Sie kann bestätigen, dass der Ge-

meinderat das Anliegen ernst nimmt undbereits frühzeitig hinschaut. Die Liste der zu prüfende Punkte

wird der zuständigen SAKO zur Kenntnisnahme vorgelegt. Der Gemeinderat wird sich 2028 erneut mit

dem Thema befassen. Bis dahin wird sich mit Blick zum Bauinspektor, eine entsprechendePraxis entwi-

ckelt haben und eine umfassendere Beurteilung möglich sein. Es wurde bemängelt, dass zu den Punkten

2 und 3 in der Antwort nichts aufgeführt ist. Sie wollen sicher sein, dass hier verwaltungsökonomisch

gearbeitet wird. Das Postulat muss zuerst überwiesen werden.Ist dies der Fall, so werdensie für die Um-

setzung der Anliegendie entsprechendeArbeit an die Hand nehmen.

Stadtratsbeschluss

DerRat erklärt das Postulat einstimmig als erheblich.

Postulat P 05/2026 betreffend Budgethoheit des Volkes

Marc Fritschi (Parteilos), Sandro Badertscher (Parteilos), ThomasBieri (SVP) und Valentin Borter (SVP)

vom 12. Februar 2026; Beantwortung

MarcFritschi (Parteilos) reagiert vorab auf die tendenziösen Anspielungen auf das vorliegende Postulat

anlässlich der Rechnungsgenehmigung.Er weist insbesondere die neuen Ratsmitglieder auf die paterna-

listische Einstellung des Gemeinderats hin, der den Stadtrat in dieser Frage wie seine Kinder behandelt.

Der Vorstoss fordert die Respektierung der parlamentarischen Zuständigkeit und nicht den Ruin der Stadt

Thun. Er erinnert daran, dass die Stadt Thun in den letzten fünf Jahren insgesamt rund 32 Millionen
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Franken mehr Steuereinnahmen erzielt hat als budgetiert. Er dankt dem Gemeinderatfür die interessante

Antwort auf das Postulat. Einigkeit besteht darüber, dass nach kantonalem Recht eine Gemeinde im Rah-

men vom Budget überdie Steueranlage befindet. Nach Stadtverfassung entscheidet der Stadtrat, ausser

bei einer Änderung der Steueranlage - da kommt es zwingend zu einer Volksabstimmung. Der Stadtrat

kann eine solche Änderungnichtalleine beschliessen. Zwar erstellt die Stadtkanzlei jedesJahr einen Ter-

minplan mit Sitzungs- und Abstimmungsdaten wie auch Vorlaufszeiten. Dieser berücksichtigt sämtliche

Fristen und Abläufe, damit Vorlagen rechtzeitig vors Volk gelangen können. Aber ein Volksentscheid über

die Steueranlage wird faktisch verunmöglicht, weil das Budget erst im Novemberins Parlament kommt.

Würde der Stadtrat dann eine ÄnderungderSteueranlage beschliessen, könnte die Volksabstimmungerst

im Folgejahr stattfinden. In den ersten Monatendes neuen Jahres wären dann lediglich gebundene Aus-

gaben möglich. Dadurch bleibt dem Stadtrat praktisch nur die Wahl, dem Antrag des Gemeinderats zu

folgen oder sich mit einer Ablehnung unpopulär zu machen.Voneinerfreien Entscheidung kann deshalb

nicht gesprochen werden.Laut der gemeinderätlichen Antwort könnte der Stadtrat das Referendum ge-

gen den eigenen Budgetbeschluss ergreifen. Das Hauptargument des Gemeinderates gegeneine korrekte

Anwendungder bestehenden Zuständigkeiten ist ein grosses Misstrauen gegenüber dem Stadtrat. Der

Gemeinderat schreibt, dies führe zu einer «Hüst-und-Hott-Politik». Ertraut dem Parlament keine seriösen

Entscheide zu. Das zweite Argument, wonach Verwaltungsabläufe angepasst werden müssten,ist für ihn

ebenfalls nicht legitim. Alle anderen Gemeinden könnendas Budet früher erstellen. Wenn den Gemein-

derat der Aufwandfür die Einhaltung der Zutändigkeiten reut, stellt sich die Frage, wo man lande, wenn

Demokratie nichts mehr kosten dürfe. Das Postulat verlangt keine Änderungder Steueranlage. Es verlangt

lediglich, dass der Gemeinderat das Budgetgeschäft rechtzeitig vorlegt, damit der Stadtrat frei entschei-

den kann, ob er die Steueranlage unverändert belassen oder dem Volk eine Änderung beantragenwill. Er

bittet deshalb, das Postulat anzunehmen und nicht abzuschreiben.

Im Unterschied zum Vorredner freut sich Franz Schori, SP-Fraktion, wenn die Steuererträge höher ausfal-

len als budgetiert. Das hilft der Stadt, ihre Lasten tragen zu können.Sie sind der Meinung, dass der Prozess

für AnpassungenderSteueranlage funktioniert, wie sich im Jahr 2024 gezeigt hat. Zu den Auswirkungen

der Steuersenkung gabes bereits Wortgefechte. Er weist darauf hin, dass die FinanzenderStadt langfristig

zu betrachten sind und nicht allein anhand eines einzelnen Abschlusses. Der Prozess der Steueranpassung

funktioniert. Es stellt sich die Frage, welche Probleme gelöst werden wollen, wenn keine vorhandensind.

Der Gemeinderat hat die Konsequenzeneiner Prozessanpassungim Sinne der Postulanten aufgezeigt. Die

Fraktion hat nichts dagegen, wennin der Verwaltung neueStellen geschaffen werden, jedoch nur, wenn

diese sinnvoll sind und nicht der Lösung von Problemendienen,die keine sind. Sie lehnen das Postulat ab.

Laut Reto Beutler, Fraktion FDP plus, legt der Gemeinderat dar, warum der Prozess sinnvoll ist. Er stellt

klar, dass das Kernanliegenein anderesist. Im Zentrum steht die Stimmhoheit von demokratischen Insti-

tutionen sowie die Frage, ob die Stimmberechtigten ihr Mitspracherechtbei einer Änderung der Steuer-

anlage tatsächlich und rechtzeitig wahrnehmenkönnen.Sie erwarten vom Gemeinderatein stärkeres Be-

kenntnis zu diesen Grundsätzen und weniger den Fokus auf verwaltungsinterne Abläufe. Der Gemeinde-

rat hält fest, dass bei Bedarf zukünftig rechtzeitig die notwendigen Schritte eingeleitet werden. Dieses

Versprechen werdensie ernst nehmen. Bei Fragen zu Steueranlagendarf nie der Eindruck entstehen, dass

Verfahrensfristen wichtiger sind als die demokratischen Grundsätze. Sie werden den Vorstoss einstimmig

annehmenundnicht abschreiben.

Michelle Marbach, Fraktion Grüne, kann sich dem VorrednerStadtrat Franz Schori anschliessen. Sie weist

auf eine gewisseSpitzfindigkeit hin. Bezüglich des Titels vom Vorstoss «Budgethoheit des Volkes» erinnert

sie daran, dass ein Grossteil der Thuner Bevölkerung nicht stimmberechtigt ist, da viele zu jung sind oder

keinen Schweizer Pass besitzen. Das Wortist ihrer Meinung nach pathetisch aufgeführt. Die Aussage in

der Begründung vom Postulat «(...), dass der Gemeinderatdie Interessen der Stimmberechtigen und Steu-

erzahler missachtet» empfindetsie als Affront. Die Mitglieder des Stadtrats verstehen sich als gewählte

Vertreterinnen undVertreter der stimmberechtigten Bevölkerung von Thun. Sie weist darauf hin, dass

jährlich die Möglichkeit besteht, über die Steueranlage zu diskutieren. Der Prozess hat sich über
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Jahrzehnte bewährt.Sie findet klar, dass es im Interesse der Stimmberechtigten ist, dass genügendfinan-

zielle Mittel für Strassen, Schulen und weitere Aufgabenzur Verfügung stehen. Die Formulierung des Vor-

stosses erachtetsie als schwierig. Sie unterstützt aber das Vorhaben, demokratische Prozesse zu stärken.

Ihrer Meinung nach könnte dies aber ..auch auf eine andere Art und Weise erfolgen. Ihnenist nichtklar,

um wases den Postulantinnen und Postulanten wirklich geht. Soll jährlich über eine Steuersenkungdis-

kutiert werden oder geht es darum,dass sich die Bevölkerung darüber unterhalten kann. Sie werden den

Vorstoss annehmenundabschreiben.

ThomasBieri, SVP-Fraktion, führt aus, dass die Thematik nicht neuist. Der Stadtrat ist zwar das finanz-

kompetente Organ, faktisch ist es mit der heutigen Praxis aber dem Gemeinderat überlassen, wie die

Budgetgestaltung auszusehenhat. Der Stadtrat wird erst sehr spät in den Prozess eingebunden und hat

in Extremis nur die Möglichkeit, über eine Annahmeoder Ablehnung zu befinden. Er hat keine Möglich-

keit, über den Steuerfuss zu diskutieren, da es für eine Änderung ohnehin zu spät wäre. Sie sehen eine

Möglichkeit darin, die BRK früherin den Prozess einzubeziehen. So wäre es möglich, rechtzeitig im Stadt-

rat eine Debatte darüber zu führen. Er betont, dass eine Anpassungder Praxis nicht zwingend eine An-

passung desSteuerfusses beinhaltet. Es soll eine Grundlage für eine offene Transparenz geschaffen wer-

den, mit der Möglichkeit, dass der Stadtrat unabhängig vom Gemeinderat eine Änderung vom Steuerfuss

beantragen kann. Die Prüfung vom Postulat ist noch nicht abgeschlossen. Die behaupteten Qualitätsein-

bussen durch ein Vorziehen der Behandlung erschliessen sich ihnen nicht. Die Höhe der angesprochenen

zusätzlichen Kosten durch den personellen Ressourcenaufwandbei einem Vorverschieben ist dem Stadt-

rat ebenfalls nicht bekannt. Sie werden den Vorstoss annehmenund nicht abschreiben.

Michael McGarty, Fraktion GLP/EVP/EDU/Die Mitte, würdigt die bewährte Finanzplanung der Stadt Thun,

und begrüsst eine langfristige Finanzpolitik. Die Ausführungen des Gemeinderats erachten sie zwar als

plausibel und nachvollziehbar, trotzdem wünschensie sich noch Antwortenauf diverse Fragen. Einerseits,

wie hoch der personelle Aufwand wäre und wie viel Stellenprozent geschaffen werden müssten. Weiter

interessiert sie, wie andere Städte ausserhalb von Bern und Biel damit umgehen. Aus diesem Grund neh-

men sie den Vorstoss an undschreibenihn mehrheitlich nicht ab.

Gemeinderätin Andrea de Meuron bezeichnet die Diskussion als interessant. Es wurde auf den Punkt

gebracht, was in der Beantwortung besonders anspruchsvoll war. Der Gemeinderat wird gemäss Vorstoss

aufgefordert, das Budget dem Stadtrat immer an der Septembersitzung zu unterbreiten. Sie ahnt, dass

bei einer Nicht-Abschreibung die geäusserte Frustration aufkommt, was danach wirklich geschieht. Es

stellt sich die Frage, worum es genau geht. Geht es den Postulantinnen und Postulanten darum, automa-

tisch immer eine Volksabstimmung zu haben.In diesem Fall müsste die Behandlung nämlich noch weiter

vorgezogen werden. Bei einer unveränderten Steueranlage braucht es jedoch keine Volksabstimmung.

Mit ihrer früheren Bemerkung zur «Hüst-und-Hott-Politik» habe sie gemeint, dass Steueranlagen nicht

kurzfristig und regelmässig nach oben oder unten angepasst werdensollten. Vorausschauend kann der

Prozess ausnahmsweise anpassen.Sie betont, dass der Stadtrat in seinen Entscheidungen frei ist. Gleich-

zeitig muss berücksichtigt werden, dass Verwaltung und Finanzen mit den bestehendenpersonellen Res-

sourcen sowohl den Rechnungsabschluss als auch das Budgetfast zeitgleich erarbeiten müssen. Zudem

erhalten die Stadtratsmitglieder die Unterlagen bereits rund einen Monat vor der Sitzung.Sollte der Stadt-

rat eine andere Steueranlage beschliessen als der Gemeinderat beantragt, müsste anschliessend zusätz-

lich eine Abstimmungsbotschaft ausgearbeitet werden. Selbst ein Budgetbeschluss im September würde

dafür kaum genügendZeitschaffen.Sie stellt deshalb die Frage, ob der vorgeschlageneProzesstatsächlich

verlässlicher wäre. AusihrerSicht ist dies nicht der Fall. Es müssten vorsorglich zusätzliche Arbeiten und

möglicherweise Abstimmungsbotschaften vorbereitet werden, ohne dass deren Notwendigkeit feststeht.

Der bestehendeProzess hatsich ihrer Meinung nach bewährt und die Demokratie ist gewährleistet.Es ist

durchaus möglich, in der BRK darüber zu diskutieren. Wer der Ansichtist, der Gemeinderatlegt die Steu-

eranlage falsch, kann einen entsprechendenAuftrag einreichen. Sie versucht aufzuzeigen, weshalb der

Gemeinderat am heutigen Verfahren festhalten möchte. Auch andere Städte behandelnihre Budgets erst

im November. Für sie stellt sich deshalb die Frage, was sich am bestehenden Verfahren konkretnicht

Seite 100



77.

Stadtrat von Thun - Sitzung vom 11.Juni 2026

bewährt hat. Letztlich handelt es sich vor allem um unterschiedliche politische Haltungen. Schlussfolgernd

äussert sie, dass sie den Antrag wie er hier steht als geprüft erachten und abschreiben möchten.

MarcFritschi(Parteilos) stellt klar, dass das Postulat lediglich verlangt, das Budgetbereits für die Septem-

bersitzung vorzulegen. Es geht nicht darum, was in der Kommissionsarbeit geschieht oder wie viel Vorlauf

es für den Versand braucht. Mit einer Vorverlegungauf die Septembersitzung kann der Stadtrat die Steu-

eranlage zum richtigen Zeitpunkt diskutieren und bei Bedarf noch eine Anpassungbeschliessen, die an-

schliessend dem Volk vorgelegt werden kann. Heute findet die Diskussion zwar statt, ein anderer Ent-

scheid des Stadtrats kommtjedoch faktisch zu spät, um den ordentlichen Prozess mit einer Volksabstim-

mung noch durchführen zu können. Genau das möchte das Postulat ändern. Es geht ihm nicht darum, die

Steueranlage zwingend anzupassen, sondern darum, dem Stadtrat die Möglichkeit zu geben, darüber frei

zu entscheiden, solange eine Anpassung noch rechtzeitig möglich ist. Es geht nicht um eine «Hüst-und-

Hott-Politik» bei den Steuern. Die Diskussion über die Steueranlage soll dort stattfinden, wo die Zustän-

digkeit liegt - im Stadtrat.

Stadtratsbeschluss

Der Rat erklärt das Postulat mit 24 : 13 Stimmenals erheblich und schreibt es mit 20 : 14 Stimmenbei 3

Enthaltungennicht ab.

Interpellation I 01/2026 betreffend Alpenrösli Thun, Zwischennutzung und kulturelle Nut-

zungsperspektiven

No&miPorfido (Grüne) vom 12. Februar 2026; Beantwortung

No&miPorfido (Grüne) ist von der Antwort teilweise befriedigt und wünscht eine Diskussion.

Der Rat genehmigt die Diskussion.

No&miPorfido (Grüne) hat das Gefühl, dass ihr Anliegen noch nicht richtig verstanden wird. Sie zeigt Ver-

ständnis dafür, dass die Stadt nicht weiter in das Alpenrösli investieren will. Nicht nachvollziehen kann sie

jedoch, weshalb die verfügbaren Räumenicht öffentlich ausgeschrieben werden.Das Alpenrösli stehtseit

mehrals einem halben Jahr mit attraktiven Räumlichkeitenleer. Sie fragt sich, weshalb nicht transparent

publiziert wird, welche Räumezur Verfügungstehen, wer sich bewerbenkann und welche Voraussetzun-

gen erfüllt werden müssen. Sie verweist auf Beispiele aus anderenStädten. Die Stadt Bern publiziert leer-

stehende Räume offen und informiert über die Bedingungen und Anforderungenfür eine Nutzung. Auch

andere Plattformen und Städte zeigen, wie niederschwellig Transparenz geschaffen werden kann. Mit

wenigen Massnahmenkönnte der Bevölkerungaufgezeigt werden, welche Räumeverfügbar sind und un-

ter welchen Bedingungendiese genutzt werden können. Genau diese Transparenz wünschtsie sich.

Adrian Christen, SP-Fraktion, sehenin der Interpellation die Frage der Zwischennutzung.Es wird festge-

halten, dass die Räume attraktiv und ohne bauliche Massnahmen nutzbar wären. Dennoch stehensie

mehrheitlich leer. Sie nehmenzur Kenntnis, dass die Stadt mit ihren Liegenschaften eine marktwirtschaft-

liche Rendite erzielen soll. Gerade deshalb ist für sie nicht nachvollziehbar, weshalb keine Zwischennut-

zung geprüft oder ermöglicht wird. Auch wenneine Zwischennutzungnicht die volle Rendite erzielt, ist

eine Nutzungausihrer Sicht besserals ein Leerstand. Sie verweisen darauf, dass die Räumlichkeitenbei-

spielsweise vergünstigt als Versammlungsräume angeboten werden könnten. Weiter geht es ihrer Mei-

nung nach um die Nutzungsperspektiven, sei dies kurz, mittel oder langfristig. Potenzial sehen sie insbe-

sondere bei kulturellen Nutzungen. Synergien mit bestehenden kulturellen Angebotenerscheinen ihnen

sinnvoll. Nutzungen mit Konfliktpotenzial zum Kulturbetrieb, etwa Wohnungen,erachtensie hingegenals

wenigergeeignet. Eine kulturelle Nutzung würdensie sehr begrüssen. Ob die Vorgabe einer marktwirt-

schaftlichen Rendite in diesem Fall realistisch ist oder angepasst werden müsste, soll geprüft werden.
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Entscheidendist für sie, dass finanzielle Vorgabennicht dasalleinige Kriterium für die Nutzungsolcher

Liegenschaften darstellen.

Alex Reymondin, SVP-Fraktion, kann die Kritik der Vorrednerteilweise nachvollziehen. Gleichzeitig gibt er

zu bedenken, dass es hier nicht um eine dauerhafte Gesamtvermietung geht, sondern um kurzfristige

Nutzungeneinzelner Räumein einer Liegenschaft, die in absehbarerZeit überbaut wird. Für solche Zwi-

schennutzungen wäreein erheblicher zusätzlicher Aufwand notwendig.Es bräuchtefaktisch eine Art Ver-

mietungsmanagement, das einzelne Anfragen prüft, koordiniert und begleitet. Bei einer vollständigen

Vermietungist die Situation einfacher, weil klar ist, ob eine Nutzung möglich ist oder nicht. Er verweist

auf ein früheresBeispiel bei einem Schulhaus. Dort konnten einzelne Räumenicht vermietet werden, weil

dafür das gesamte Gebäudehätte in Betrieb genommen werden müssen. Ersieht hier eine ähnliche Aus-

gangslage. Aus seiner Sicht steht der organisatorische Aufwand in keinem klaren Verhältnis zum mögli-

chen Nutzen. Zudem gilt für die städtischen Liegenschaften die Vorgabe, eine marktwirtschaftliche Ren-

dite zu erzielen. Diese Vorgabeist verbindlich und kannnicht einfach ausser Acht gelassen werden.

No&miPorfido (Grüne)hält fest, dass die betroffenen Umbautennicht in den nächsten Monaten, sondern

erst in einigen Jahren erfolgen sollen. Gleichzeitig steht die Liegenschaft bereits seit über einem Jahr leer.

Für sie stellt sich deshalb die Frage, wofür die vorhandenenRessourceneingesetzt werden. Ihr Anliegen

ist nicht, dass die Stadt aktiv Räume vermietet, sondern dass transparent aufgezeigt wird, welche Räume

unter welchen Bedingungen gemietet oder genutzt werden können. Sie versteht nicht, weshalb dies in

Thunnicht möglich sein soll, wenn andere Gemeindenoder auch Private entsprechende Angebote veröf-

fentlichen. Sie ist sich durchaus bewusst, dass Vermietungen Ressourcen brauchen. Ausihrer Sicht könnte

man Lösungen finden undin der Praxis ausprobieren, wie viele Ressourcen tatsächlich benötigt werden.

Allein die Vermutung,der Aufwand könnte zu hochsein,ist für sie kein ausreichendes Argument.Sie sieht

auch einen Reputationsschaden gegenüberder Bevölkerung.Für viele Thunerinnen und Thunerist schwer

nachvollziehbar, dass Räume oder Wohnungenleerstehen,gleichzeitig aber nicht genutzt oder gemietet

werden können. Die Bevölkerungsoll wissen, welche Räume verfügbar sind und unter welchen Voraus-

setzungeneine Nutzung möglich ist. Die Transparenzist für sie sehr wichtig.

Gemeinderat Reto Schertenleib, weist den Vorwurf zurück, der Gemeinderat habe das Anliegen nicht

verstanden oder wolle keine Zwischennutzungen ermöglichen. Beidestreffe klar nicht zu. Beim Stichwort

Versammlungsräumetauchenbeiihm sofort Fragen zu Brandschutz, Fluchtwegen und weiteren Sicher-

heitsanforderungen auf. Er erinnert an frühere Ereignisse wie Crans Montana, die gezeigt haben, wie

wichtig diese Aspekte sind. Sicherheit gewichtet er klar höherals Transparenz oder die Möglichkeit einer

kurzfristigen Nutzung.AusseinerSicht liegt der Unterschied darin, dass manchedavonausgehen,ein leer-

stehender Raum könne unkompliziert und kurzfristig vergeben werden.In der Praxis sind bei Mehrfach-

nutzungen Fragen der Sicherheit, Zugänglichkeit und Bewilligungen jedoch oft komplexer. Er bestätigt,

dass auch sie eine Zwischennutzungenanstreben, aberdies kann nicht so kurzfristig wie beantragt umge-

setzt werden. Der Gemeinderat hat aufgezeigt, welche Interessenten sich gemeldet hätten, welche Pro-

jekte zurückgezogen wurden und welche noch in Verhandlungen stecken. So habe beispielsweise grad

aktuell ein Gespräch mit der Mütter- und Väterberatung stattgefunden. Diese zeigt ein grosses Interesse.

Er vermutet, dass die unterschiedlichen Auffassungen auch mit dem Verständnis von Kurzfristigkeit zu-

sammenhängen.Eine Zwischennutzung kann sich unter Umständen zu einer Hauptnutzung entwickeln.

Dabeisteht für sie nicht eine grosse Rendite im Vordergrund. Eine Mehrfachnutzung wäre für mit der

Mütter- und Väterberatung, dem Fundbüro undallfälligen Ateliernutzungen im obersten Geschoss denk-

bar. Die Haltung des Gemeinderatsist klar: Für die nächsten sechs bis sieben Jahre werden Zwischennut-

zungen ohnegrössere Investitionen geprüft. Die Vorstellung, dass freiwerdende RäumederStadt sofort

und ohne weitere Abklärungen öffentlich angeboten werden können,hält er jedoch für wenig realistisch

und teilweise auch für etwas romantisch.

Fragestunde F 08/2026 betreffend elektronische Abstimmung im Stadtrat gemäss Postulat P

11/2025
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Vanessa Meier (GLP) vom 8. Juni 2026; Beantwortung

Stadtratsbeschluss

Die Fragestundewird schriftlich beantwortet.

Fragestunde F 09/2026 betreffend Plakataktion (Aarestrasse und Mönchstrasse)

Peter Aegerter (SVP) vom 9. Juni 2026; Beantwortung

Stadtratsbeschluss

Die Fragestunde wird schriftlich beantwortet.

Mitteilungen

Die Stadtratspräsidentin gratuliert Gemeindrätin Andrea De Meuron für das Nachrückenin den National-

rat und wünschtihr alles Gute und gute Nerven.

Der Saal applaudiert.

Die Stadtratspräsidentin schliesst die Sitzung um 20.10 Uhr.

Eingänge

- Interpellation I 10/2026 betreffend Stand undStrategie der Barrierefreiheit in der Stadt Thun; Lara

Müller, Die Mitte, Fraktion GLP/EVP/EDU/Die Mitte, SP-Fraktion vom 11. Juni 2026

- _Interpellation | 11/2026 betreffend Unterstützung/Entlastung für pflegende Angehörigen der Stadt

Thun; Lara Müller, Die Mitte, Fraktion GLP/EVP/EDU/Die Mitte, SP-Fraktion vom 11. Juni 2026

Die Stadtratspräsidentin DerStadtratssekretär

/
IM A. C

Alice Kropf N: Christoph Stalder \
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